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Die EU muss die richtigen Lehren 
aus der Corona-Krise ziehen 
Günther Sidl

Vorwärts zurück? 
Ludwig Dvořák

Rechtsstaat und COVID-19
Ingrid Nowotny

Jenseits von Überreichtum und 
Unterbeschäftigung 
Wolfgang Edelmüller
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EDITORIAL
Mit den Lockerungen der COVID-19-Maßnahmen tritt die 

PR-Politik der Bundesregierung in eine neue Phase. Nachdem 
es in der Eigenerzählung die Bundesregierung war, die den 
Virus besiegt hat, ist es nun die verantwortungslose Bevölke-
rung, v.a. Wiener und/oder migrantischen Ursprungs, die sei-
ne drohende Rückkehr in einer allfälligen zweiten Welle ver-
schuldet. Während die Bundesregierung die Maskenpflicht in 
Supermärkten aufgehoben hat, scheint es ganz in ihrem Sin-
ne, wenn nunmehr allerorts über notwendige oder fehlende 

„Eigenverantwortung“ diskutiert und gestritten wird. Das gibt 
ihr die Möglichkeit, zu einem späteren Zeitpunkt wieder ein-
zuschreiten. Noch besser: Durch die Einbeziehung der Bun-
desländer hat sie eine Fülle neuer Möglichkeiten, an die Wie-
ner Landesregierung zu „appellieren“ gegen alles Mögliche 
und Unmögliche vorzugehen und der Stadt Wien die Schuld 
an weiteren Entwicklungen zu geben. Der türkise Landespar-
teiobmann mag Nullen und den eigenen Laptop vergessen. 
Eines haben er und sein Herr und Meister stets im Blick: Das 
Ziel, den roten Wiener Bürgermeister loszuwerden. So ärger-
lich das Verhalten der Grünen und ihr scheinheiliges Leugnen, 
dass Türkis-Grün auch in Wien eine Gefahr wäre ist, darf das 
den Blick nicht darauf trüben, dass die eigentliche Gefahr von 
den Türkisen und ihrem rücksichtlosen Machtpoker ausgeht. 
Dort gibt es keine Koalitionsoption, sondern nur Gefahr. 

Worin diese türkise Gefahr auch für eine europaweite Er-
holung der Wirtschaft zu sehen ist, zeichnet der SPÖ-EU-
Abgeordnete Günther Sidl in seinem Beitrag nach: Die 
Blockadepolitik bei der Bereitstellung eines EU-Krisen-
fonds ist rechter Populismus auf Kosten der BewohnerInnen 
Europas. 

Ingrid Nowotny zeigt auf, welche rechtsstaatlichen 
und demokratiepolitischen Gefahren mit der Technik 
der Rechtssetzung während der Corona-Krise verbun-
den waren und argumentiert, warum und wie die Sozialde-
mokratie sich einer Normalisierung solcher Notstandsgesetz-
gebungen durch Türkis-Grün widersetzen soll. 

Dass die Wirtschaftskrise nicht alternativenlos ist, zeigen 
zwei Beiträge im Rahmen des Schwerpunkt dieses Heftes 
nach:

Wolfgang Edelmüller skizziert die theoretischen Grund-
lagen und deren praktische Anwendbarkeit der postkeyne-
sianischen „Modern Monetary Theory“ (MMT) für eine 
Überwindung der durch die Corona-Krise nochmal verstärk-
ten Probleme von Überreichtum und Unterbeschäftigung. In 
einem in ZUKUNFT 07/2020 erscheinenden zweiten Teil seiner 
Überlegungen, zeigt er auf, welche Rolle der Steuerpolitik 
im Rahmen der MMT zukommt. 

Einen praktischen Beitrag liefert das Expertenpapier der 
Initiative Umwelt&Bauen für einen klimaverträglichen 
„Marshall-Plan“ am Bau, der von den Bau-Sozialpartnern 
und der Umweltschutz-Organisation Global 2000 entwickelt 
wurde.

Ludwig Dvořák fasst zusammen, welchen Weg die bri-
tische Labour Party unter ihrem neuen Vorsitzenden 
Keir Starmer einschlägt und wie die Partei ihre Wahlnieder-
lage im Dezember analysiert. 

Stefan Onzek plädiert in seinem Beitrag für die Neu-
gründung der Arbeiter-Zeitung als publizistische Alterna-
tive in der österreichischen Medienlandschaft. 

Wir wünschen einen erholsamen Sommer und viel Ver-
gnügen beim Lesen und Schauen!

LUDWIG DVOŘÁK

Gf. Chefredakteur
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Die Europäische Union muss sich entscheiden ob sie weiter ein Verbund von Einzelkämpfern sein will, oder ob die Zeit reif 
ist für eine soziale und solidarische Union. Ein Schritt zu dieser Entscheidung ist auch die Antwort auf die Frage, wie der 
Wiederaufbau nach der Corona-Pandemie gelingen soll, argumentiert der SPÖ_EU-Abgeordnete GÜNTHER SIDL . 

Die EU muss die  
richtigen Lehren aus der 
Corona-Krise ziehen

ie Bilder aus Bergamo haben sich tief in unser 
kollektives Gedächtnis eingebrannt. Szenen die an 
einen Kriegsschauplatz erinnern, waren vor weni-
gen Monaten in Europa noch undenkbar – doch 

dann kam Corona. Die täglichen Meldungen aus Italien, 
Spanien und anderen schwer getroffenen Regionen haben 
gezeigt, dass Europa nicht unverwundbar ist – aber auch, 
dass die EU-Mitgliedsstaaten nach wie vor glauben, eine Kri-
se am besten allein meistern zu  können. 

Unkoordinierte Grenzschließungen, Hick-Hack um 
Arzneimittel- und Maskenlieferungen und nationale Allein-
gänge standen in den letzten Wochen an der Tagesordnung. 
Die Versuche der EU-Kommission ein gemeinsames Vorge-
hen zu initiieren wurden bereits im Vorfeld zurückgewiesen. 
Unter anderem auch der Vorschlag für eine gemeinsame Be-
schaffung von notwendigen medizinischen Geräten und an-
deren Produkten, die den Mitgliedsstaaten bereits im Jän-
ner angeboten wurde. Also bereits Wochen vor der rasanten 
Ausbreitung des Corona-Virus in Europa.

Während die Fallzahlen der Corona-Erkrankungen wie-
der sinken und die Zahl der Genesenen kontinuierlich an-
steigt, wird das Ausmaß der wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen der Pandemie immer deutlicher. Das Institut für Hö-

here Studien ging im vergangenen Dezember für Österreich 
noch von einer moderaten Konjunktur von 1,3 Prozent des 
BIP aus. Im März wurden diese Zahlen bereits deutlich nach 
unten korrigiert und ein Einbruch der Wirtschaftsleistung 
um mindestens zwei Prozent prognostiziert. Jüngere Prog-
nosen der EU-Kommission für das laufende Jahr gehen für 
Österreich von einer Rezession um 5,5 Prozent aus – für die 
gesamte EU sogar von knapp acht Prozent. 

Alle EU-Mitgliedsstaaten stehen wieder vor den gleichen 
Problemen– einem sprunghaften Anstieg der Arbeitslosig-
keit, Unsicherheit und Investitionsrückgang in zahlreichen 
Wirtschaftsbereichen und einem signifikanten Einnahmen-
entfall von den Gemeinden hin bis zum Gesamtstaat. Doch 
auch jetzt fehlt ein klares Bekenntnis zu einem gemeinsa-
men Vorgehen. 

GEMEINSAMER WIEDERAUFBAUFONDS STATT 
ALLEINGÄNGE DER GEIZIGEN VIER

Immerhin liegen bereits erste Vorschläge für die Bewälti-
gung der Rezession auf dem Tisch. Den ersten legten Mer-
kel und Macron gemeinsam. Darin sprechen sich Deutsch-
land und Frankreich dafür aus, dass 500 Milliarden Euro als 
gemeinsame Schulden der Europäischen Union aufgenom-

men und als nicht-rückzahlbare Zuschüsse an die Mitglieds-
staaten ausgegeben werden sollen. Die EU-Kommission legte 
nur wenige Tage später nach und schlug einen Wiederauf-
baufonds in Höhe von 750 Milliarden Euro vor, der zu zwei 
Dritteln aus Zuschüssen und einem Drittel aus Krediten be-
stehen soll. 

Laute Kritik an diesen Vorschlägen kommt von den so 
genannten sparsamen – oder besser gesagt – den geizigen 
Vier: Den Niederlanden, Dänemark, Schweden und Öster-
reich. Diese vier Staaten wollen bislang nichts von gemein-
samen Schulden wissen und beharren darauf, dass EU-Hilfen 
ausschließlich in Form von Krediten vergeben werden sol-
len. Kurz und Co drohen damit eine der wichtigsten Wei-
terentwicklungen der EU in den letzten Jahren zu blockieren. 

Die letzte Finanzkrise hat deutlich gezeigt, dass die Aus-
teritätspolitik der falsche Weg war und dadurch aus der 
Wirtschaftskrise in vielen Fällen eine soziale Krise wurde. 
Jugendarbeitslosigkeitsquoten von über 50 Prozent in Grie-
chenland und Spanien und rund 40 Prozent in Italien, die 
am Höchststand gemessen wurden, machen deutlich, was 
passiert wenn Staaten nicht mit Investitionen auf eine Krise 
reagieren können. 

Ein gemeinsamer Wiederaufbaufonds der EU wäre nicht 
nur ein klares Bekenntnis gegen die sinnwidrige Sparpoli-
tik der letzten Jahre, sondern auch ein dringend notwen-
diger Gegenentwurf zur europäischen Kleinstaaterei. In-
zwischen sollten alle erkannt haben, dass die wirtschaftliche 
Entwicklung nicht mehr innerhalb nationaler Grenzen ab-
läuft. Für Österreich ist die wirtschaftliche Entwicklung sei-
ner Nachbarländer genauso wichtig wie die eigene. Gera-
de deshalb ist die Haltung von Kurz und Blümel kurzsichtig 
und falsch. 

Welche Summen tatsächlich eingesetzt werden müssen, 
um die aktuelle Wirtschaftskrise zu überwinden wird sich 
erst noch zeigen. Wichtig ist aber, dass die Mittel für zu-
kunftsweisende Projekte eingesetzt werden. Europa hat etwa 
einen immensen Aufholbedarf, um die selbst gesteckten Kli-
maziele zu erreichen. Zudem haben die letzten Monate ge-
zeigt, dass Europa nicht mehr über eine ausreichende Pro-
duktion von Arzneimitteln und Medizinprodukten verfügt. 
Diese Probleme können auch mit dem Wiederaufbaufonds 
angegangen werden.

JETZT IN DIE ZUKUNFT INVESTIEREN

Wir müssen jetzt die Weichen dafür stellen, dass die ge-
planten Konjunkturhilfen in Österreich und der EU nachhaltig 
wirken – deshalb muss der Klimaschutz jetzt trotz der Coro-
na-Krise weitergehen. Ein Instrument dafür wäre es, die Ver-
teilung der Gelder muss aber an klare Bedingungen, wie die 
Erreichung der EU-Klimaziele, zu knüpfen. 

Damit wäre sichergestellt, dass einerseits die Folgen der 
Corona-Krise aktiv bekämpft werden. Andererseits wird aber 
auch die große Herausforderung des Klimawandels als Chance 
genutzt. Wir müssen uns endlich vom ‚entweder-oder-Den-
ken’ zwischen Wirtschaftsstandort und Klimaschutz verab-
schieden und ökonomisch und ökologisch sinnvolle Steue-
rungsmaßnahmen ergreifen.

Dazu gehört auch, dass wir den Klimaschutz in allen Le-
bensbereichen verankern. Ein wesentlicher Ansatzpunkt da-
für ist etwa die Förderung echter Klimaregionen. Kurze Wege 
steigern unsere Lebensqualität und sind gut fürs Klima. Ge-
nau deshalb brauchen wir EU-Förderungen für regionale Jobs, 
Kinderbetreuungseinrichtungen und innovative Klimaprojek-
te vor Ort. 

Zusätzlich braucht es dafür Investitionen in die europä-
ische Infrastruktur: In die Schiene – sowohl im Bereich der 
Hochgeschwindigkeitsbahnen als auch Förderungen des re-
gionalen Verkehrs, in Leitungsnetze für erneuerbare Energie 
und schnelle Datenleitungen für Top-Internetverbindungen 
in ganz Europa. Das ist die europäische Infrastruktur, die wir 
für kommende Generationen brauchen.

Wenn Europa diese Chance nutzt, können wir globa-
ler Vorreiter bei grüner Innovation und Entwicklung werden 
und sichern damit Arbeitsplätze und Wohlstand auf Jahrzehn-
te hinaus.

IN ALLEN BEREICHEN DIE RICHTIGEN LEHREN 
ZIEHEN

Neben den langfristigen Weichenstellungen muss die EU 
jetzt aber auch wichtige Vorsorgemaßnahmen gegen neue 
Gesundheitskrisen treffen. Obwohl wir in Europa über die 
besten Gesundheitssysteme der Welt verfügen, hat uns die 
Corona-Pandemie hart getroffen. Das liegt an den Privatisie-
rungen und Sparmaßnahmen, denen viele Gesundheitssyste-
me in den letzten Jahren ausgesetzt waren und die sie schnell 

DIE EU MUSS DIE RICHTIGEN LEHREN AUS DER CORONA-KRISE ZIEHEN VON GÜNTHER SIDL
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an ihre Grenzen gebracht haben. Das liegt auch an den feh-
lenden Produktionsstätten für Schutzausrüstung und anderen 
Medizinprodukten, die jetzt auch mit dem Wiederaufbau-
fonds neu aufgestellt werden müssen. Und nicht zuletzt liegt 
das am unkoordinierten Vorgehen in den letzten Wochen. 

Um zukünftige Krisen zu vermeiden dürfen wir deshalb 
keine Zeit verlieren. Sobald die Gesundheitsgefährdung der 
Menschen gebannt ist, muss das Europäische Parlament den 
nächsten Schritt setzen und die Corona-Krise in einem eige-
nen Sonderausschuss aufarbeiten. So können wir alle Aspekte 
der aktuellen Krise beleuchten und gemeinsam für einen bes-
seren Schutz der Gesundheit aller Menschen in Europa sorgen.

Wichtig ist dabei, dass wir alle Bereiche untersuchen und 
nicht nur auf Gesundheitsfragen eingehen. Wir müssen fest-
legen, in welchen Bereichen ein gemeinsames Vorgehen der 
gesamten EU sinnvoller ist – das ist aus heutiger Sicht natür-
lich der Einkauf und die Verteilung von Arzneimitteln, Medi-
zinprodukten sowie Schutzausrüstungen, aber auch die Frage 
nach Grenzschließungen und Verkehrsbeschränkungen. 

Solche Maßnahmen könnten in Zukunft auch durch ein 
europäisches Krisenmanagement gesetzt werden. Nationale 
Alleingänge sind schon in normalen Zeiten nicht hilfreich. In 
einer Krise können sie aber verheerende Wirkungen haben, 
insbesondere wenn sie die Lieferketten für Medizinproduk-
te beeinträchtigen. 

DIE ZEIT IST REIF FÜR EINE SOLIDARISCHE 
UNION

Die Corona-Pandemie hat Europa vor eine bisher unge-
kannte Herausforderung  gestellt. Die dabei zutage getretenen 
Probleme zeigen aber, dass es nicht mehr so weitergehen kann 
wie bisher. Es kann nicht sein, dass sich die EU-Mitglieds-
staaten inmitten einer Krise um dringend benötigte Schutz-
ausrüstung streiten. Das kann genauso zu einer Katastrophe 
führen wie die Idee, dass man die Wirtschaft innerhalb der ei-
genen Landesgrenzen retten kann, ohne die Entwicklung in 
den Nachbarstaaten mitzudenken.

Europa muss unter dem Eindruck der Corona-Krise end-
lich weiter zusammenrücken und einsehen, dass ein gemein-
sames Vorgehen hilfreicher ist als die so oft betrieben Klein-
staaterei. Die Blockadehaltung der geizigen Vier rings um 
Kurz hilft weder Österreich noch der EU.  Was wir jetzt brau-

chen ist ein echtes Bekenntnis zu einer Sozialunion, die über 
eine Währungs- und Wirtschaftsgemeinschaft hinausgeht. Die 
Menschen müssen spüren, wie Europa für sie da ist. genau da-
für brauchen wir eine solidarische Union – und die könnte 
jetzt mit dem Wiederaufbaufonds beginnen. 

Der Niederösterreicher 

GÜNTHER SIDL 

ist promovierter Politikwissenschafter und ist seit Juli 2019 Abgeord-

neter zum Europäischen Parlament. Er ist in den Ausschüssen für Um-

welt, Gesundheit und Lebensmittelsicherheit sowie Industrie, Forschung 

und Energie tätig. 

WORLD PRESS PHOTO 20
WESTLICHT

World Press Photo of the Year Nominee
Title: Awakening
© Tomek Kaczor for Duży Format, Gazeta Wyborcza
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INGRID NOWOTNY zeigt auf, warum die COVID-19-Maßnahmen verfassungsrechtlich bedenklich sind und weshalb der 
eingeschlagene Weg der gesetzgeberischen Bearbeitung keinesfalls normalisiert werden darf. 

Rechtsstaat und  
COVID-19

RECHTSSTAAT UND COVID-19 VON INGRID NOWOTNY

it ihrer Feststellung, dass die mit COVID-19 ver-
bundenen Maßnahmen „eine demokratische Zu-
mutung" seien, ließ die deutsche Budneskanzle-
rin Angela Merkel aufhorchen. Sie hat damit in 

ihrer Regierungserklärung im Bundestag eingeräumt, dass die 
gravierenden Grundrechtsbeschränkungen wegen der Coro-
na-Krise eine Belastung sind – und sie zugleich verteidigt. 

Wie geht nun die Sozialdemokratie mit dieser Ambiva-
lenz um? 

Manfred Matzka, ehemaliger Präsidialchef des Bundes-
kanzleramtes und somit höchster Beamter der Nation, re-
agierte im Ö1-Morgenjournal Anfang April auf die Frage, 
wie er die rechtlichen Grundlagen der Regierung zu Coro-
na einschätze, mit der klaren Antwort, dass die Maßnahmen 
der Regierung zu Corona einer Notstandsgesetzgebung nahe 
kämen. Eingriffe in verfassungsmäßig gewährleistete Rechte 
durch Verordnungen und Erlässe, am Parlament vorbei - star-
ker Tobak! Prompt wiegelten Kanzler Kurz und Minister und 
Ministerinnen ab: Man solle doch nicht so pingelig sein und 
es nicht so genau nehmen. 

Ein paar Tage später folgte die Konkretisierung Matz-
kas in einem Artikel im Standard (7. April 2020), beginnend 
mit einem genialen wie verblüffenden Kunstgriff: Es wird 
ein Gesetzestext zitiert, wonach die Regierung ermächtigt 
wird, „während der Dauer der durch Covid-19 hervorgeru-
fenen außerordentlichen Verhältnisse durch Verordnung die 
notwendigen Verfügungen zur Förderung und Wiederauf-

richtung der gesundheitlichen Versorgung, zur Abwehr wirt-
schaftlicher Schädigungen und zur Versorgung der Bevölke-
rung mit Gesundheitsleistungen und Bedarfsgegenständen zu 
treffen.“ Meine Sofortreaktion: Sieht verdächtig nach verfas-
sungsrechtlich unzulässiger Verordnungsermächtigung, nach 
„formalgesetzlicher Delegation“, gespickt mit unbestimmten 
Rechtsbegriffen, aus. Der Gesetzgeber, das Parlament, „de-
legiert“ quasi seine ureigenste, demokratisch bestimmte Re-
gelungsbefugnis an die Regierung. Notverordnung wird das 
genannt. Die Ständediktatur, der Austrofaschismus geht auf 
ein solches Notverordnungsrecht, auf das Kriegswirtschaftli-
che Ermächtigungsgesetz 1917 zurück - wir waren der Mei-
nung, Regieren durch Notverordnung gehöre einer unseligen 
Vergangenheit an. 

Matzkas Kunstgriff war nun, im Wortlaut des Kriegs-
wirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes das Wort „Krieg“ 
durch „Covid 19“ zu ersetzen.  Ein Kunstgriff wohl, aber 
ein treffender: Die gegenwärtigen Eingriffe im Zusammen-
hang mit Corona verfolgen dasselbe Muster. Versammlungs-
verbote, Betretungsverbote, Ausgangssperren, Einschränkun-
gen der Erwerbstätigkeit, der Religionsausübung und sattsam 
Bekanntes mehr - angeordnet durch Verordnungen der zu-
ständigen Bundesminister. Hat man hier genau hingesehen? 
Wo ist die Rechtsgrundlage? Es ist sogar für einen gewieften 
Juristen mühsam, dem auf den Grund zu gehen. Im Epide-
mie- und Covid19 Gesetz sucht man vergeblich ausreichend 
konkretisierte Vorgaben; es fehlen die verfassungsrechtlich 
geforderten Determinationen für derartige Befugnisse der 
Regierung. 

Hier geht es um zwei verschiedene, wenngleich in engem 
Zusammenhang stehende Aspekte. Zum einen: Wieweit wer-
den grundlegende Werte von Demokratie und Rechtsstaat 
missachtet und wieweit sind die Maßnahmen mit den Grund- 
und Freiheitsrechten vereinbar? 

SCHUTZ DES LEBENS IM SPANNUNGSFELD ZU 
DEN GRUNDRECHTEN

Vorweg: Damit ist keineswegs einem sinnentleerten For-
malismus das Wort geredet. Der Schutz des Lebens geht al-
lemal vor. Es soll keine intellektuelle Spielerei veranstaltet 
werden um unbestimmte Rechtsbegriffe, um sprachliche Un-
genauigkeiten, schon gar nicht soll auf einem Nebenschau-
platz das Register juristischer Haarspalterei gezogen werden - 
dazu sind Lage und das Thema zu ernst. 

Eingriffe in die Gestaltung des täglichen Lebens und in 
wirtschaftliche Abläufe sind zur Eindämmung der Corona-
Ansteckungsgefahr notwendig und stehen naturgemäß in ei-
nem Spannungsfeld zu den Grund- und Freiheitsrechten. Eine 
Versammlung, eine politische Demonstration ist nun einmal 
ohne Kontakt mit potenziell Infizierten nicht möglich, ge-
nauso wie ein Geschäft, ein Theater, ein Kino, eine Sportver-
anstaltung ohne Publikum nicht mehr das ist, was es sein soll. 
Gleiches gilt für eine Wirtschaft ohne Zulieferer und Abneh-
mer, für Verkehrsmittel ohne Fracht und Fahrgäste eine Schu-
le ohne Schüler, und so fort. Im Ergebnis wird Menschen die 
Existenzgrundlage entzogen. 

Umgekehrt kann alles das zum unkontrollierbaren Seu-
chenherd werden. Die Entscheidung für das eine – Schutz des 
Lebens und der Gesundheit – oder für das andere – Eigen-
tums-, Erwerbs- Versammlungsfreiheit, etc. – ist schwer zu 
treffen, zumal sich die Entscheidungsgrundlagen, die Anste-
ckungsgefahr und -inzidenz, ja sogar der Verlauf der Krank-
heit selbst, einer genauen unwiderlegbaren naturwissenschaft-
lichen Evidenz entziehen.  Die Metaphern von Skylla und 
Charybdis oder der einfachen Gratwanderung sind hier mehr 
als zutreffend: Die Abwendung des einen Übels führt zum 
Absturz in das andere. 

Auch die Notwendigkeit von schnellen Entscheidungen 
und eingriffsintensiven Regelungen ist nicht in Abrede zu 
stellen. Zu spät ist so schlecht wie gar nicht. 

DEMOKRATIE, RECHTSSTAAT UND 
GRUNDRECHTE

Allerdings ist es weder überflüssig noch kontraproduktiv, 
das Bewusstsein für diese gefährliche Ambivalenz zu stärken: 
Hier geht es um die tragenden Säulen des Rechtsstaates und 
noch mehr der Demokratie, sowie der Menschenrechte und 
der Grund- und Freiheitsrechte. Schnelles Handeln ist not-
wendig, der Verfassungsstaat ist aber zu beachten, er lässt es 
auch allemal zu, wenn man nur will. Das setzt die Kenntnis 
seiner Regeln voraus und eben das Bewusstsein, wo die Ge-
fahren liegen.

Dem österreichischen Grundrechtskatalog fehlt eine aus-
drückliche Festlegung eines Grundrechtes auf Leben ebenso 
wie auf gesundheitliche Unversehrtheit. Diese Rechte sind 
aber nicht weniger geschützt als in Ländern, in denen die-
se Rechte in diversen Grundrechtskatalogen aufscheinen. 
Die Gesamtheit unserer Grundrechtsbestimmungen – Staats-
grundgesetze, UNO-Konvention, EMRK, aber auch Artikel 16 
des ABGB - stellen die Achtung der Menschenwürde und der 
gesundheitlichen Unversehrtheit sicher. 

Allerdings ist auch hier eine Abwägung der grundrechtlich 
geschützten Güter und Werte vorzunehmen. Medizinische 
Empfehlungen sind eine Sache, gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Notwendigkeiten eine andere. Was nützt der effi-
zienteste Schutz vor einem bestimmten Virus, wenn die damit 
verbundenen Einschränkungen des wirtschaftlichen Lebens 
dem Gesundheitssystem notwendige finanzielle Basis entzie-
hen? Noch mehr: Hat sich die Regierung bei der Abwägung 
die Tatsache berücksichtigt, dass Menschen, ja ganze Bevöl-
kerungsteile um ihre Existenz kommen? Hat sie bedacht, dass 
„koste es, was es wolle“ Geld erfordert, das hereinzubringen ist?

TRANSPARENZ 

Die Politik ist hier gefordert, zumindest ihre Entschei-
dungsgrundlagen mit der notwendigen Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit darzulegen.  Die Vorgangsweise von Tür-
kis-Grün lässt Zweifel daran aufkommen: Die unzähligen 
und überflüssigen Pressekonferenzen sind weder Information 
und Transparenz, sondern bloßes Verängstigungs- oder Be-
schwichtigungstheater, je nach dem, was zur Selbstdarstellung 
gerade gebraucht wird.  

Es werden zwar viele Statistiken über Anstieg und Rück-
gang der Corona-Erkrankungen gebracht, auch über die 

M
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Entdeckung von Clustern, aber die unmittelbare Veröffent-
lichung von Meinungen der Fachleute und noch mehr der 
Konsequenzen fehlt. 

Man weiß nicht, wem und welchen Argumenten die Re-
gierung folgt. Über das Ausmaß der wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Folgen auf Staatshaushalt und Sozialversicherung – 
auf die Institutionen, die immerhin unser Gesundheitssystem 
finanzieren und somit für die Vermeidung von Corona-Infek-
tionen mindestens genauso wichtig sind wie die einschnei-
denden Beschränkungen – wird zurückhaltend geschwiegen.

Die Regierung setzt sich damit dem berechtigten Vorwurf 
aus, sie setze sich gerade im sensiblen Bereich der Grund-
rechtseingriffe über das das Abwägungsgebot hinweg. Damit 
sollen, das sei wiederholt, nicht die Maßnahmen an sich - mö-
gen sie nach dem gegebenen Wissensstand getroffen worden 
sein - kritisiert oder zusätzlicher Rechtfertigungsdruck ausge-
übt, sondern die mangelnde Transparenz aufgezeigt werden. 
Auf die Frage, ob und wie sie zwischen den Grund- und Frei-
heitsrechten abgewogen hat, bleibt die Regierung die Ant-
wort schuldig. 

PARLAMENT UND VERFASSUNG: 
LEGALITÄTSPRINZIP

Um auf die eingangs von Manfred Matzka aufgezeigte 
Problematik zurückzukommen: 

Die Regierung -  die ja die Gesetzesentwürfe vorlegt und 
somit schon im Vorstadium zur verfassungsrechtliche Prüfung 
die Verfassungsministerin und den Verfassungsdienst hätte 
konsultieren können -  lässt sich vom Parlament Vollmachten 
geben und liebäugelt auch mit der ach so bequemen Delegati-
on an die Verwaltung, an deren Spitze sie ja steht. Sie will of-
fenbar nicht erst wieder dem Parlament mit der lästigen Op-
position Rede und Antwort stehen.  

Ein Beispiel ist die  schon bekannte Blanko-Ermächti-
gung im neu gefassten §15 des Epidemiegetzes: Ist es gegen 
die Weiterverbreitung einer meldepflichtigen Krankheit „un-
bedingt erforderlich“ sind „Veranstaltungen, die „ein Zusam-
menströmen größerer Menschenmengen mit sich bringen“ zu 
untersagen oder an die „Einhaltung bestimmter Voraussetzun-
gen oder Auflagen“ zu binden oder deren „Abhaltung auf be-
stimmte Personen- oder Berufsgruppen einzuschränken“ .

Was heißt „unbedingt erforderlich“, was sind „Veranstal-

tungen“, welches sind die „bestimmten Voraussetzungen“ 
und die „bestimmten Personen- und Berufsgruppen“? Nichts 
als inhaltsleere Formeln!

Die Rechnung wurde schon präsentiert: Demonstrationen 
mit politischer Zielsetzung wurden verboten. 

Hat die Regierung vergessen, dass gemäß Art. 18 Abs. 1 
des Bundesverfassungsgesetzes die gesamte staatliche Verwal-
tung „nur aufgrund der Gesetze ausgeübt werden darf“, dass 
es ein Legalitätsprinzip gibt? Hat die Mehrheit im Parlament 
übersehen, dass verfassungskonforme Grundlagen für die Tä-
tigkeit der Regierung ein Mindestmaß an Bestimmtheit ha-
ben müssen? 

Es drängt sich der Verdacht auf, das Parlament habe sich 
überfahren lassen. Die Schockstarre der ersten Corona-Mel-
dungen hat offenbar auch die Parlamentarier gelähmt. Dabei 
hätten die Alarmglocken klingeln müssen!

Allein schon diese Fülle von Gesetzen (mit 18 COVID-
19-Sammelpaketen wurden 180 Gesetze geändert oder neu 
erlassen)  und noch mehr  Verordnungen und Erlässen ist be-
denklich; zu Recht spricht Matzka von „aberwitzigen Sam-
melgesetzen“. Sich zu informieren, was diese Regierung an- 
und verordnet ist ein Ding der Unmöglichkeit. Es geht aber 
nicht um das persönliche Informationsbedürfnis, so wich-
tig es als „mündiger Bürger“ zu nehmen ist, sondern um 
die Gefährdung der Demokratie und um die Verantwor-
tung für den von der Sozialdemokratie erreichten sozialen 
Fortschritt.

KONSTRUKTIONSPRINZIPIEN DER DEMOKRATIE

Kernbestand unseres Demokratieverständnisses ist die Ein-
haltung des Legalitätsprinzips. Vereinfacht gesagt, der Gesetz-
geber – das Parlament – ist durch demokratische Wahl legiti-
miert, der Verwaltung, an deren Spitze die Regierung steht,  
vorzugeben, was sie zu tun hat und was sie nicht tun darf: Ge-
mäß Artikel 18 Abs.1 des Bundesverfassungsgesetzes (B-VG) 
darf die gesamte staatliche Verwaltung „nur aufgrund der Ge-
setze ausgeübt werden.“ Schutz vor staatlicher Willkür ist ei-
nes der wesentlichen Ziele dieses Prinzips. Aber nicht nur: Je-
des staatliche Handeln muss für den Betroffenen vorhersehbar 
sein; man muss sich danach richten können – Rechtssicher-
heit ist wichtig.  

Hat sich nun die Verwaltung strikt an das Gesetz zu halten, 

ist anderseits das Parlament auch verpflichtet, seine Gesetze 
als operable Handlungsgrundlage zu formulieren. Erst durch 
dieses Bestimmtheits- oder Determinierungsgebot ist der in-
nere Zusammenhang zwischen gesetzlicher Vorgabe, Beach-
tung durch die Betroffenen und rechtsstaatlicher Vollziehung 
hergestellt. 

Auch liegt eine klare und bestimmte Formulierung der 
Gesetze im Sinne des effizienten Rechtsschutzes: Gerichte 
und sonstige Beschwerdeinstanzen können behördliche Ver-
fahren und Entscheidungen leichter nachvollziehen und über-
prüfen. Zudem sichert das Bestimmtheitsgebot Transparenz, 
Verständlichkeit und Lesbarkeit – ganz so wie eben ein gutes 
und effizientes Regelungswerk sein soll.

Aber nicht nur: Die subtile Konstruktion des Legalitäts-
prinzips ist unerlässlich für die Garantie der Souveränität 
des Parlaments und damit für unser Demokratieverständnis. 
Durch eine unklare, unbestimmte oder zu weit gefasste For-
mulierung überträgt der Gesetzgeber seine ureigenste Aufga-
be an die Vollziehung: Nur das Parlament ist demokratisch 
legitimiert, den Willen des Volkes - wenn auch in repräsen-
tativer Form durch Abgeordnete -   umzusetzen; damit ist 
es nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, dieser ihm 
vom Souverän, dem Volk,  übertragenen Aufgabe nachzu-
kommen. Es darf seine Verantwortung nicht an die Vollzie-
hung delegieren. 

Die türkis-grüne Regierung - die gar nicht so satte Mehr-
heit macht sie machtbewusst und selbstgerecht - setzt sich 
über diese Verpflichtungen hinweg, mit der Rechtfertigung, 
der Druck von Corona sei zu groß. Mag sein. In Drucksitua-
tionen steht aber jede politische Führung auf dem Prüfstand. 

KONSEQUENZEN FÜR DIE SOZIALDEMOKRATIE

In ruhigen Zeiten ist es nicht schwer, eine rechtsstaatliche 
Ordnung einzuhalten; aber wurden diese Rechte nicht gera-
de in und für Zeiten des Umbruchs erkämpft? Was nützen die 
besten Erklärungen und Konventionen, wenn sie beim ers-
ten Sturm wanken? Eine Corona-Krise kann und darf die De-
mokratie und die mit ihr engstens verbundenen Grund- und 
Freiheitsrechte nicht gefährden! 

Erst in Drucksituationen zeigt sich, wie ein Staat tatsäch-
lich zu Demokratie und Grund- und Freiheitsrechten steht. 
Wir werden die Einschränkungen überleben, mit einiger So-

lidarität wird auch ein Ausgleich für die Geschädigten zu fin-
den sein. Massive Konflikte und Verteilungskämpfe sind aller-
dings vorprogrammiert.

Wir müssen auch in dieser Situation nicht unbedingt das 
Schreckgespenst der Notverordnungen beschwören. Unter 
den gegenwärtigen Rahmenbedingungen wird davon auszu-
gehen sein, dass auch eine konservative Regierung in letzter 
Konsequenz vor diktatorischem Missbrauch zurückschreckt.

Wir nehmen auch zur Kenntnis, dass anerkannte Verfas-
sungsrechtler wie Heinz Mayer und Bernd Christian Funk, 
aber auch Clemens Jabloner die Verfassungsmäßigkeit bejahen 
oder zumindest keinen schwereren Verstoß sehen. Mag sein, 
dass es „gerade noch“ zulässig ist, derartige Eingriffe anzuord-
nen, zumal es ja um den Schutz des Lebens geht. 

Was aber bleibt, ist ein gewisses Unbehagen: Die Akzep-
tanz der Corona-Maßnahmen ist groß. Der behauptete Er-
folg überdeckt auch die verfassungsrechtlichen Unebenheiten. 
Darin steckt die reale Gefahr des Gewöhnungseffektes – Co-
rona darf nicht zur „neuen Normalität“ werden! 

Es ist richtig, Effizienz steht noch immer vor Schwerfäl-
ligkeit und Formalismus; es gibt immer noch Toleranzgren-
zen, die sachgerecht und flexibel, sogar auch kreativ zu nut-
zen sind. Dagegen ist nicht nur nichts einzuwenden, sondern 
dazu ist geradezu zu ermuntern: Nicht sagen, wie es nicht 
geht, sondern wie es geht, das ist die Tugend guter Adminis-
tratoren und Berater.

Zurückzukommen auf Angela Merkels Worte am Anfang: 
Wohltuend, wie scharf sie das Problem erkannt hat – im Un-
terschied zu unserem Kanzler. Nicht ein ernstzunehmendes 
Wort in diese Richtung. Beschämend, dass die österreichische 
Schwesterpartei kein Problembewusstsein zeigt; von den Grü-
nen ist auch nichts zu erwarten. 

Was aber trotz aller dieser Sachzwänge notwendig ist, ist 
– im Sinne von Angela Merkels Mahnung - eine verantwor-
tungsvolle Bewusstseinsbildung: Wir müssen nur in unser 
Nachbarland Ungarn schauen. Die parlamentarische Mehr-
heit wird zur Übertragung von Machtbefugnissen an die Re-
gierung genutzt. Dort wird sehr wohl mit Notverordnungen 
regiert. Soweit darf es bei uns nicht kommen. Hier gilt es, 
unsere Bevölkerung für Verfassung, Rechtsstaat und Demo-
kratie zu sensibilisieren. Wachsamkeit und kritisches Denken 
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ist die Schranke, damit bei uns nicht ungarische Verhältnis-
se einreißen. 

Die Sozialdemokratie hat einen langen Kampf um eine de-
mokratische Verfassung geführt. Wahlrecht, Gewaltenteilung, 
rechtsstaatliche Absicherungen, Menschenrechte, Grund- und 
Freiheitsrechte sind nicht an einem Tag entstanden - grundle-
gende Prinzipien zu wiederholen sollte eigentlich schon ob-
solet sein. Die bedenkliche Vorgangsweise der gegenwärtigen 
Bundesregierung zwingt aber dazu, mit Nachdruck wieder 
auf Selbstverständlichkeiten aufmerksam zu machen. 

Wir dürfen nicht nachlassen. Es genügt nicht, auf 75 Jahre 
Frieden, Demokratie und Rechtsstaat hinzuweisen und sich in 
Sicherheit zu wiegen, dass diese Werte unumstößlich wären! 
Wir müssen uns nach wie vor mit den Auswirkungen auf die 
hart erkämpften Errungenschaften  des Rechtsstaates und der 
Demokratie, der aufklärerischen Sicht einer Gesellschaft im 
Sinne von Liberte, Egalité und Fraternité, mit den Menschen- 
und Grundrechten, mit dem Rechtsstaat und  insbesondere  
mit der Vision von einer solidarischen Gesellschaft im sozial-
demokratischen Sinne auseinandersetzen -  und wenn es not-
wendig ist, diese Werte einzumahnen! 

DR. INGRID NOWOTNY 

war, zuletzt als Sektionsleiterin, jahrzehntelang im Bereich Arbeits-

marktpolitik, Arbeitsmigration und Legistik im Sozialministerium tätig. Sie 

ist Bildungsvorsitzende der SPÖ Hietzing.   
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SCHWERPUNKT: WEGE AUS DER KRISE

(1) PROBLEMSTELLUNG: GEFAHREN FÜR DIE 
DEMOKRATIE

Die Demokratie wird aus zwei zusammenhängenden Ge-
fahrenquellen ernsthaft bedroht: dem Überreichtum und der 
Unterbeschäftigung. Der Überreichtum in Form von Ver-
mögenskonzentration korrumpiert durch die interventions-
bereiten Machtinteressen des wirtschaftlichen Eigentums die 
demokratischen Institutionen des Staates. Die Unterbeschäf-
tigung in Form von Arbeitslosigkeit und unfreiwilliger Min-
derbeschäftigung zerstört durch grassierende Einkommens-
verluste das Vertrauen in die demokratischen Strukturen der 
Gesellschaft. Die systemische Koinzidenz von Überreichtum 
und Unterbeschäftigung begünstigt daher politische Herr-
schaftsformen des neoliberalen Rechtspopulismus, indem das 
soziale Bedrohungsgefühl einer wirtschaftlich zunehmend be-
nachteiligten („abgehängten“) Unter- und Mittelschicht in 
den rechten WählerInnenprotest abgeleitet wird, der die de-
mokratische Legitimation für den politischen Vollzug der In-
teressen der vermögensprivilegierten Oberschicht befördert. 
Die politische Demokratie mit ihrem organisatorischen Po-
tenzial des sozialen Interessenausgleichs wird zu einem plebis-
zitären Mechanismus der autoritären Interessenunterdrückung 
gegen die arbeitende Bevölkerungsmehrheit transformiert. 
Der Vermögensforscher und Psychotherapeut Martin Schürz 
hat in seinem kürzlich erschienenen Buch „Überreichtum“ 
(ausgezeichnet mit dem „Bruno Kreisky Preis für das Poli-

tische Buch 2019“)  die sozialpsychologischen Beweggründe 
für diese demokratiegefährdenden Entwicklungen eindrucks-
voll dargestellt.

Überreichtum und Unterbeschäftigung sind korrelieren-
de Phänomene des liberalen Kapitalismus. Die Reichen nüt-
zen ihre wirtschaftliche Macht, um auf die politischen Ent-
scheidungsprozesse laufend Einfluss auszuüben mit dem Ziel, 
die Interessen der vermögensprivilegierten Bevölkerungs-
minderheit gegen die Ansprüche der arbeitenden Bevölke-
rungsmehrheit durchzusetzen. Das instrumentelle Spektrum 
der Einflussnahme zu Gunsten der Reichen ist breit ausge-
staltet und umfasst beispielsweise das politische Lobbying un-
ternehmerischer Vertretungsorganisationen, die Finanzierung 
neoliberaler Thinktanks und die investive Beherrschung der 
kapitalaufwändigen Medienmärkte ebenso wie den direkten 
Politikkauf durch korruptionsverdächtige Spendenaktionen 
an politische Parteien. Der skandalhafte Zusammenbruch der 
Kurz-Strache-Regierung des vereinigten Rechtspopulismus 
in Österreich hat ein grelles Schlaglicht auf die Oberfläche 
dieser Praktiken geworfen.

So komplex und aufwändig die Organisation der Einfluss-
nahme der Reichen unter den Bedingungen der politischen 
Demokratie sein mag, so banal ist deren Zielsetzung: Siche-
rung des individuellen Reichtums gegen die Kollektivansprü-
che des staatlichen Gemeinwesens durch Steuer- und Abga-

Die von der Kombination von Überreichtum und Unterbeschäftigung ausgehende ständige Gefahr für die Demokratie 
sind der Ausgangspunkt für WOLFGANG EDELMÜLLERS Überlegungen zur politischen Ökonomie des entwickel-
ten Wohlfahrtsstaats. In Teil 1 seines Beitrags stellt der Ökonom dar, welchen Beitrag die postkeynesianische „Modern 
Monetary Theory“ (MMT) zur wissenschaftlichen Fundierung einer politischen Alternative leisten könnte. Kern dieser 
Theorie ist die Überlegung, dass der Staat sein Geldmonopol unmittelbar zur Finanzierung öffentlicher Investitionen 
heranziehen könnte. In Teil 2 seines Beitrags, der in der ZUKUNFT 07/20 erscheinen wird, erläutert der Autor, welche 
Bedeutung das Steuersystem im Rahmen der MMT hat. 

Jenseits von Überreichtum 
und Unterbeschäftigung

benminimierung in allen Ausprägungen und Maximierung 
der Vermögenserträge gegen die Einkommensansprüche der 
wertschöpfenden Arbeitsbevölkerung durch Lohndruck und 
Sozialabbau in unterschiedlichen Abstufungen. Notorisches 
Lohn-, Steuer- und Sozialdumping sind die grenzwertigen 
Methoden dieser Politik. Die wissenschaftliche Rechtferti-
gungsideologie für diesen Aneignungsdrang liefert der Neoli-
beralismus als Simplifikat des akademischen Mainstreams der 
liberalen Ökonomie. Die Durchsetzung der wirtschafts- und 
sozialpolitischen Implikationen des Neoliberalismus gegen die 
demokratisch organisierten Interessen der arbeitenden Bevöl-
kerungsmehrheit und der Zivilgesellschaft führt geradewegs in 
die Oligarchisierung des Kapitalismus mit einer Verfestigung 
des Überreichtums und zu einer Wiederkehr des massenhaf-
ten Pauperismus durch Ausdehnung der einkommenshinder-
lichen Unterbeschäftigung und der prekarisierten Arbeitsbe-
ziehungen. Beschleunigte Vermögenskonzentration bei einer 
äußerst minoritären Oberschicht auf der einen Seite und wirt-
schaftliche Deprivation der unteren Bevökerungshälfte auf der 
anderen Seite sind die unausweichlichen Folgen.

(2) ESKALIERENDE VERMÖGENS- UND 
EINKOMMENSUNGLEICHHEIT

Die Anzeichen dieser Entwicklung sind selbst in einem 
Land wie Österreich mit einer jahrzehntelangen (fast einhun-
dertjährigen) sozial- und wohlfahrtsstaatlichen Tradition und 
der sozialpartnerschaftlichen Verzögerung des neoliberalen 
Durchbruchs in der Wirtschafts- und Sozialpolitik unüberseh-
bar. Die makroökonomisch abstrusen Dogmen der Austeri-
tätspolitik in Gestalt der „Schwarzen Null“, des „Staatsschul-
denabbaus“ und der „Senkung der Staatsquote“ gewinnen 
besonders in Phasen schwarz/türkis-blauer Regierungen die 
Oberhand und dürften von der neuen, türkis-grünen „Koali-
tion der komplementären Gegensätze“ übernommen werden. 
Österreich zählt (paradoxerweise auch wegen der regulatori-
schen Bedeutung des sozialen und kommunalen Wohnbaus 
für den privaten Immobilienmarkt) zu den europäischen Län-
dern mit der höchsten Vermögenskonzentration: die untere 
Hälfte der Haushalte ist fast vermögenslos, 80% besitzen gera-
de einmal knapp 30% des privaten Nettovermögens (alle Ver-
mögenskategorien abzüglich Verschuldung), das mit über 56% 
im obersten Zehntel der Haushalte konzentriert ist, wobei fast 
23% dem obersten Hundertstel zufallen.  

Die funktionale Einkommensverteilung verzeichnet eine 
langfristig um 9% sinkende Lohnquote von 77% in 1978 (Hö-

hepunkt des „Austro-Keynesianismus“) über einen „Zwi-
schenabsturz“ auf 63% in 2007 (Vorzeichen der globalen 
Finanzmarktkrise) auf 68% in 2017 (Mitte der letzten „Hoch-
konjunkurphase“).  Die durchschnittliche Realeinkommens-
entwicklung der unselbständig Erwerbstätigen ergibt seit dem 
Höhepunkt der Finanzmarktkrise (2008: Lehman-Crash) bis 
zum letzten Konjunkturhöhepunkt (2018) gemessen an den 
inflationsbereinigten Bruttoverdiensten je ArbeitnehmerIn 
einen kumulierten Zuwachs in der negligablen Größe von 
1,7%, der dank Steuertarifreformen auf eminente 2,1% net-
to erhöht wurde.  Das zeichnet für den Betrachtungszeitraums 
2008-18 mit jahresdurchschnittlichen Minimalzuwächsen von 
0,15% bzw. 0,19% das statistische Bild einer veritablen Stagna-
tion der realen Primäreinkommen über den gesamten Sektor 
der ArbeitnehmerInnenhaushalte. Und innerhalb des Sektors 
herrscht eine krasse Ungleichverteilung dieses „Nullwachs-
tums“: das unterste Einkommensviertel hat im Verlauf der 
letzten zwei Jahrzehnte bis zu 20% seines Realeinkommens 
(mit leichten Erholungstendenzen im Konjunkturaufschwung 
ab 2016) verloren, die mittleren Einkommensränge oszillie-
ren um die Nulllinie und erst der oberste Einkommensbe-
reich kann bis zu 5% (mit einer Delle zur Nulllinie nach der 
Finanzmarktkrise) dazugewinnen.  Im Kontext eines kumu-
lierten BIP-Realwachstums 2008-18 von 11,7% (davon 7,1% al-
lein in der Konjunkturphase 2016-18)  wird einer der Grün-
de erkennbar, warum die Lohnquote langfristig sinkt und die 
Vermögenszuwächse mit fortschreitender Konzentrationsten-
denz kontinuierlich steigen: die geringen Einkommenszu-
wächse im Durchschnitt der ArbeitneherInnenhaushalte sind 
weit hinter dem (wegen „Investitionszurückhaltung“) ohne-
hin moderaten Wachstum der Arbeitsproduktivität von annä-
hernd 5% auf Arbeitsstundenbasis zurückgeblieben. 

Die dynamischen Größen der Einkommens- und Vermö-
gensverteilung sind stark arbeits- und kapitalmarktkorreliert. 
Die von 2010-17 zwischen 61% und 55% schwankenden Net-
tovermögensanteile im obersten Dezil der Haushalte  reflek-
tieren weniger eine rückläufige Vermögenskonzentration als 
vielmehr die hohe Volatilität der Preise auf den Vermögens-
märkten in Verbindung mit den zugeordneten Verschuldungs-
trends. Die registrierte Arbeitslosigkeit gemäß AMS-Statistik 
(einschließlich SchulungsteilnehmerInnen) erreichte im Jahr 
2016 einen Höhepunkt mit einer jahresdurchschnittlichen Ar-
beitslosenanzahl von 424500 (10,6% der Unselbständigen), die 
sich im Zyklus der letzten Konjunktur bis ins Abschwungjahr 
2019 auf 363300 (8,7%) um 14,4% verringert hat.  Die saisona-
le Gesamtanzahl der Arbeitslosen einschließlich Schulungsteil-
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nehmerInnen beträgt im Februar 2020 vor dem Ausbruch der 
Coronakrise 399300, das entspricht einer Arbeitslosenquote 
der Unselbständigen von 9,6%.  Laut Wohlstandsbericht 2019 
der Arbeiterkammer Wien erreichte die Unterbeschäftigung 
(Arbeitslosigkeit und unfreiwillige Minderbeschäftigung) im 
letzten Hochkonjunkturjahr 2018 bei einer realen BIP-Wachs-
tumsrate von 2,4% ein Ausmaß von 14,6% der unselbständig 
Beschäftigten.  Man kann getrost davon ausgehen, dass in ei-
ner Rezession bis zu einem Fünftel der lohn- und gehaltsab-
hängigen Arbeitsbevölkerung von Unterbeschäftigung erfasst 
wird. Indes wurde dank der spürbar steigenden Kollektivver-
tragsabschlüsse in den konjunkturgestützten Lohn- und Ge-
haltsverhandlungsrunden des Jahres 2018 im vergangenen Jahr 
bei voller Wirksamkeit der „kalten Progression“ ein Budget-
überschuss von mindestens EUR 1,5 Mrd. erzielt.  Das reicht 
gerade, um die im Koalitionsvertrag der neuen türkis-grünen 
Regierung paktierte Senkung der Köperschaftssteuer von 25% 
auf 21% zu „refinanzieren“, was die Nutznießer des Über-
reichtums bei den aktuell steigenden Ausschüttungsquoten an 
den wachsenden Nettogewinnen besonders erfreuen und die 
Vermögenskonzentration beschleunigen wird.  

Dieser säkulare Trend, der in Österreich mit dem neolibe-
ralen Wandel der wirtschafts- und sozialpolitischen „Spielan-
ordnung“  nach dem Ende des „Austro-Keynesianismus“ und 
mit dem Beschäftigungsschock der „Verstaatlichtenkrise“ ein-
geleitet wurde  und seit der Finanzmarktkrise eine signifikante 
Beschleunigung erfahren hat, folgt dem Muster einer analo-
gen Transformation des internationalen Kapitalismus auf eu-
ropäischer und globaler Ebene, die in vielen Ländern Euro-
pas und der Welt noch deutlich dramatischere Verwerfungen 
in Wirtschaft, Gesellschaft, Politik und Demokratie hervorge-
rufen hat. Die „gescheiterte Globalisierung“  ist die herausra-
gende Folge dieser Entwicklung, die in Europa hauptsächlich 
von einer neoliberalen Ausrichtung der EU-Integrationspro-
zesse vorangetrieben wurde. Durch die Verschärfung der 
Transformationskrisen in den unvorbereitet aufgenommenen 
ost- und südosteuropäischen Reformländern, die restrikti-
ven Konstruktionsprinzipien des Euro-Währungssystems und 
die austeritätspolitischen Bewältigungsstrategien der globalen 
Finanzmarktkrise wurde das neoliberale Regime der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik in der EU schrittweise institutionali-
siert. Dabei hat die im Ordoliberalismus verankerte „deutsche 
Stabiltätskultur“ dank der relativen Größe und außenwirt-
schaftlichen Verflechtung der deutschen Volkswirtschaft so-
wie des entscheidungsrelevanten Gewichts der deutschen 
Europapolitik eine bedeutende Rolle gespielt. Deutschland 

konnte vor diesem Hintergrund nach dem Wiedervereini-
gungsboom das neo-merkantilistische Wachstumsmodell der 
exportorientierten Wettbewerbsfähigkeit weiterentwickeln, 
das durch die Werkbankfunktion der neuen Bundesländer, 
den strukturellen Arbeitskräfteüberschuss auf einem mobi-
len Binnenarbeitsmarkt und die den Niedriglohnsektor zu-
sätzlich begünstigende Agendapolitik aktiv unterstützt wurde. 
Den Wohlstandspreis für die eskalierenden Exportüberschüs-
se bezahlt die deutsche Arbeitsbevölkerung durch materielle 
Prekarisierungstendenzen, da sie weit über die gesellschaftli-
che Mitte hinaus von einer zurückbleibenden Einkommens-
entwicklung („Lohnzurückhaltung“ als preislicher Wettbe-
werbsvorteil) betroffen ist und daher das Nachfragepotenzial 
für eine Importkompensation der ins Ausland abfließenden 
Güterströme vermissen läßt. Womit Deutschland seine pre-
käre „Vollbeschäftigung“ nicht zuletzt durch den Export der 
Arbeitslosigkeit in die Länder ihrer Handelspartner erreicht 
hat. Das deutsche Wachstumsmodell erweist sich daher we-
der als EU-binnenmarkttauglich noch konnte es die „Krise 
der Demokratie“ abwenden. Der neoliberale Rechtspopu-
lismus erschüttert längst auch die politischen Verhältnisse in 
Deutschland, wo überdies die Vermögensverteilung aus den 
gerade erwähnten Gründen ähnlich überbordende Konzent-
rationstendenzen wie in Österreich aufweist. Und so könn-
te man für viele Länder dieser globalisierten Welt ihre spezi-
fische Geschichte des neoliberalen Abstiegs in Überreichtum 
und Unterbeschäftigung mit den jeweils negativen Folgen für 
die „Zukunft der Demokratie“ erzählen.

Wenn dieser kursorisch geschilderte Entwicklungspfad 
der letzten vier Jahrzehnte ungebremst fortgesetzt wird, steht 
die Demokratie selbst in ihrem gegenwärtigen, ohnedies be-
reits defensivem Stadium auf dem Spiel. Aber auch dann wird 
sich die Geschichte nicht einfach wiederholen, die in Ös-
terreich und Deutschland zwischen den beiden Weltkrie-
gen unter dem maßgeblichen Einfluss von besonders rigoro-
sen und fehlgeleiteten Formen der fiskalpolitischen Austerität 
die Entstehung jeweils spezifischer Varianten des in Europa 
virulenten Faschismus begünstigt hat. In Österreich hat die 
Austeritätspolitik im Gefolge der Völkerbundanleihe den 
konfliktreichen Weg in den Bürgerkrieg und den anschlie-
ßenden Austro-Faschismus lange vor der Weltwirtschaftskri-
se eröffnet. In Deutschland hat die Brüning‘sche Austeri-
tätspolitik die Folgen der Weltwirtschaftskrise verschärft und 
damit den parlamentarischen Rückenwind für die national-
sozialistische Machtübernahme und den anschließenden Na-
zi-Faschismus deutlich verstärkt. Und Österreich hat um den 

Preis seines Untergangs beide Faschismen konsekutiv erlebt. 
Es ist daher durchaus beklemmend, wenn sich die geläuter-
ten und demokratisierten „Nachfolgeparteien“ dieser beiden 
Regime in einer harmonischen Regierung des neoliberalen 
Rechtspopulismus wiederfanden, deren verbindende Elemen-
te aus zeitgemäß umgeformten Versatzstücken ihrer unrühm-
lichen Vergangenheit (rassistische Fremdenfeindlichkeit, kul-
turkämpferischer Antiislamismus, politischer Autoritarismus, 
subsidiärer Nationalismus) und dem neoliberalen Konformis-
mus der europäischen Unionsgegenwart (Austeritätspolitik, 
Nulldefizit, Schuldenphobie, Arbeitsmaktliberalisierung, So-
zialabbau, Neo-Merkantilismus, Finanzmarktdominanz) be-
stehen. Das hält die Erinnerung an die Mahnung des biogra-
fisch in der Widerstandsgeschichte gegen beide Faschismen 
verankerten Bruno Kreisky wach, dem „ein paar Milliarden 
mehr Schulden weniger schlaflose Nächte bereite(t haben), als 
ein paar hunderttausend Arbeitslose“. Inzwischen sind wir bei 
„ein paar hunderttausend Arbeitslosen“ in Österreich (siehe 
oben) angelangt. Und der gegenwärtige Alt- und Neukanzler 
wird nicht müde, sich der fragwürdigen Großtat des „Endes 
der Schuldenmacherei ohne neue Steuern“ ganz im Interesse 
des Überreichtums zu berühmen. Zumal die Minderheit der 
Reichen wegen der Steuerprivilegien für Vermögen und Ver-
mögenserträge einen vergleichsweise geringen Beitrag leisten 
muss, während die arbeitende Bevölkerungsmehrheit (inklusi-
ve KonsumentInnen) bei einer Steueraufkommensquote von 
80% wegen der ungleich höheren Besteuerung der Arbeits-
erträge die volle Last dieser neoliberalen Wunderwelt zu tra-
gen hat.  

(3) DIE MODERN MONETARY THEORY UND DER 
ENTWICKELTE WOHLFAHRTSSTAATS

Erst eine entschlossene Abweichung von diesem liberalis-
tischen Entwicklungspfad, der auf eine Art autoritäre („illibe-
rale“) Demokratie in einer nach unten mehrfach gespaltenen 
Gesellschaft mit ungewissem Krisenausgang zusteuert, wird al-
ternative Wege eröffnen, die das demokratische Potenzial von 
Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit in Zukunft neu bele-
ben. Sowohl der progressive und plurale Diskurs in den Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften als auch die vom globalen 
Klimawandel ausgelösten politischen Handlungszwänge füh-
ren zu richtungweisenden Weggabelungen, die den überfälli-
gen Bruch mit der sozial-ökonomischen Dystopie des Neo-
liberalismus förmlich herausfordern. In der Ökonomie haben 
bahnbrechende Fortschritte der postkeynesianischen Geld-
forschung (MMT: Modern Money Theory)  ein analytisches 

Konzept hervorgebracht, das erstmals die politisch-ökonomi-
sche Fundierung des auf Vollbeschäftigung und Preisstabili-
tät gegründeten Sozial- und Wohlfahrsstaats wissenschaftlich 
absichert. Die akuten Bedrohungen aus dem Klimawandel 
durch die Häufung lokaler Katastrophen rund um den Erd-
ball erzwingen ein klimapolitisches Anpassungstempo, das den 
ökologischen Systemumbau des Kapitalismus mit der sozia-
len Frage der wirtschaftlichen Lastenverteilung in einem Um-
feld sich weltweit zuspitzender Einkommens- und Vermögen-
sungleichheit verbindet. Und in den mutigen Entwürfen zum 
„Green New Deal“   (leider nicht zum mutlosen „European 
Green/washing Deal“)  sollen praktikable Synthesen aus MMT 
und ökologischem Umbau dem egalitären Sozial- und Wohl-
fahrtsstaat zu einem neuen Aufschwung verhelfen.

Die MMT, die sich aus der postkeynesianischen Endoge-
nitätsdebatte über das Geld verselbständigt hat,  bietet durch 
die systemische Verknüpfung der wirtschaftlichen Souverä-
nitätsrechte „Geldmonopol“ und „Steuerhoheit“ eine histo-
risch und empirisch konsistente Erklärung von Ursprung und 
Wesen des staatlichen Geldes („Neo-Chartalismus“),  die mit 
Hilfe der praktischen Methoden des makroökonomischen Bi-
lanzierungsansatzes („doppelte Buchführung“ in den Aggre-
gaten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung)  zu einem 
nachvollziehbaren Funktionsverständnis moderner Geldsys-
teme führt. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse über die 
„intrinsische Natur“ des Geldes im souveränen Staat offen-
baren die Hinfälligkeit der meisten Dogmen im alarmisti-
schen Kanon der neoliberalen Geld- und Fiskalpolitik (u.a. 
Trennung der Geld- von der Fiskalpolitik, monetäres Staats-
finanzierungsverbot, vorrangige Zielbindung der Notenbank 
an Preisstabilität, „Gelddruckmaschine“ der Notenbank als 
staatliches Inflationsschwungrad, Unabhängigkeit der Noten-
bank, Intermediationsrolle des Bankenapparats nach „loanable 
funds“-Vorstellungen, Crowding Out des Privatsektors durch 
kreditfinanzierte staatliche Ausgabenpolitik, Staatsbankrott 
durch defizitgetriebene Überschuldung, Zinsen als interven-
tionsfreie Gleichgewichtspreise am Geld- und Kapitalmarkt, 
Sanktionsmacht der Finanzmärkte, usw.). Und sie attestieren 
dem gemeinwohlorientierten Staat bei voller Ausübung seiner 
Währungssouveränität eine autonome Ressourcenlenkungs- 
und -mobilisierungsfunktion, die als Garantie von Vollbe-
schäftigung und Preisstabilität jederzeit aktiviert werden kann. 
Daraus läßt sich ein fundiertes Handlungskonzept des Sozial- 
und Wohlfahrtsstaats als demokratischer Regulierungsrahmen 
für einen gleichermaßen prosperierenden wie krisenresisten-
ten Kapitalismus („demokratischer Kapitalismus“) ableiten.

SCHWERPUNKT: WEGE AUS DER KRISE



 20 | ZUKUNFT  ZUKUNFT | 21 

JENSEITS VON ÜBERREICHTUM UND UNTERBESCHÄFTIGUNG VON WOLFGANG EDELMÜLLER
““

SCHWERPUNKT: WEGE AUS DER KRISE

Dieses nahe an der Praxis der Wirtschafts- und Sozialpo-
litik gestrickte Konzept lässt sich an einem einzelwirtschaftli-
chen Beispiel konkret erläutern. Angenommen wird, dass der 
Staat wegen steigendem Unterrichtsbedarf ein neues Schul-
gebäude errichtet. Die marktwirtschaftliche Alternative ist 
die Bereitstellung des Gebäudes von einem privaten Bauträ-
ger als Privatschule für ein entgeltliches Unterrichtsangebot. 
Der Unterricht in der öffentlichen Schule ist hingegen un-
entgeltlich. Die staatliche Immobilienverwaltung finanziert 
die Investition in das Schulgebäude aus den Emissionserlö-
sen des aktuellen Staatsanleihenpools und die Unterrichts-
behörde bezahlt die Betriebskosten und das Lehrpersonal aus 
dem laufenden Bildungsbudget. Der unternehmerische Pri-
vatschulbetreiber finanziert die Errichtungs- und Betriebskos-
ten (einschließlich Lehrpersonal) des Schulgebäudes aus einer 
bonitätskonformen Kombination von Eigen- und Fremdkapi-
tal, sodass die Renditeerwartungen der Eigenmittelinvestoren 
ebenso erfüllt werden können wie die Besicherungsbedürf-
nisse samt Verzinsungs- und Rückzahlungserfordernisse der 
kreditgewährenden Banken. Deshalb wird der Privatschul-
betreiber den Preis (in Form des „Schulgeldes“) für das Un-
terrichtsangebot so kalkulieren, dass sämtliche Kosten (ein-
schließlich Amortisations- und Eigenkapitalkosten) ab einem 
break-even-konformen Auslastungsgrad durch Schulbesuche 
gedeckt sind. Der Privatschulbetreiber muss daher genügend 
Elternhaushalte finden, die auf Grund der „qualitativen Al-
leinstellungsmerkmale“ des privaten Unterrichtsangebots be-
reit und in der Lage sind, ihre Kinder in die Privatschule zu 
schicken und dafür das geforderte Schulgeld trotz unentgelt-
licher Unterrichtsmöglichkeit in der öffentlichen Schule zu 
bezahlen.

Das gewählte Beispiel fördert zwei entscheidende Unter-
schiede zu Tage. Die öffentliche Schule verfolgt ein egalitä-
res Inklusionsmodell, allen Kindern wird unabhängig von ih-
rer sozialen Herkunft und vom Einkommen ihrer Eltern ein 
unentgeltlicher Unterricht in gleicher Qualität geboten. Die 
private Schule verfolgt hingegen ein diskriminierendes Exklu-
sionsmodell, das dem „sozialen Distinktionsbedürfnis“ der El-
tern Rechnung tragende Unterrichtsangebot kann nur von 
jenen Kindern wahrgenommen werden, die aus Haushal-
ten der „gehobenen Mittelschicht“ mit ausreichender Ein-
kommensdeckung für das zu entrichtende Schulgeld kom-
men. Die Spaltung des Bildungsangebots entlang der sozialen 
Klassenstruktur in eine öffentliche „Unterschichtsschule“ und 
eine private „Oberschichtsschule“ steht drohend im Raum. 
Und die öffentliche Hand konkurriert mit den Pivatschulbe-

treibern um die Ressourcen für das jeweils adäquate Unter-
richtsangebot. Das umfasst die notwendigen Ressourcen für 
die Errichtung des Schulgebäudes ebenso wie für den lau-
fenden Unterrichtsbetrieb (Lehr- und Hilfspersonal). Wenn 
man daher die arbeitsteilige Wertschöpfungskette für das Un-
terrichtsangebot zurückverfolgt, wird klar erkennbar, dass es 
sich bei diesen Ressourcen immer um unterschiedlich quali-
fizierte Arbeitskräfte handelt. Das betrifft die Herstellung des 
Schulgebäudes, das aus Lieferungen und Leistungen des Bau- 
und Baunebengewerbes und seiner Zulieferer für die Bauma-
terialien entsteht, ebenso wie die direkte Dienstleistungser-
stellung durch das Lehrpersonal im Unterrichtsbetrieb. Auf 
allen Stufen der Wertschöpfung entsteht der Wertzuwachs 
ausschließlich durch die Verrechnung der Lohnkosten für 
die spezifisch beschäftigten Arbeitskräfte („Primärkosten“) 
und die Aufschlagskalkulation für die Gewinnspanne zur De-
ckung der Renditeansprüche des eingesetzten Geldkapitals in 
den realisierten Preisen. Der entscheidende Unterschied, wel-
cher dem Staat ein unentgeltliches Bildungsangebot ermög-
licht und die privaten Bildungsinstitutionen zur kostenpflich-
tigen Preisverrechnung ihrer Leistungen (Schulgeld) zwingt, 
ergibt sich aus dem souveränen Geldsystem, das auf der funk-
tionalen Unterscheidung zwischen dem staatlichen „Herstel-
ler der Währung“ und dem privaten „Nutzer der Währung“ 
beruht.  Und wegen dieses Funktionsunterschieds kann der 
Staat im Vollbesitz seiner Währungssouveränität den Wettbe-
werb um die Bildungsressourcen im gegenständlichen Beispiel 
immer für sich und damit für ein unentgeltliches und egalitär 
zugängliches Bildungsangebot entscheiden.

(4) SOUVERÄNES GELDSYSTEM UND STAATLICHE 
RESSOURCENLENKUNG

Das ergibt sich ganz praktisch aus dem systemischen Zu-
sammenspiel des souveränen Geldmonopols, das von der 
staatlichen Notenbank („Zentralbank“) ausgeübt wird, mit 
der staatlichen Steuerhoheit, die im demokratisch verfassten 
Staat beim gesetzgebenden Parlament als souveränem Reprä-
sentativorgan der BürgerInnenschaft angesiedelt ist und von 
der Finanzbehörde ausgeführt wird. Die Notenbank emittiert 
das staatliche Geld (Bargeld und Reserven = Guthaben bei 
der Notenbank) und das Parlament bestimmt über die Steuer- 
und Budgetgesetze den Rahmen für den Staatshaushalt. Im 
gegenständlichen Bildungsbeispiel begibt die Finanzbehörde 
des Staates im Rahmen der einschlägigen Budgetgesetze eine 
Staatsanleihe zur Finanzierung des öffentlichen Schulbetriebs, 
die Notenbank erwirbt die Emission über den Staatsanleihen-

primärmarkt (monetäre Staatsfinanzierung) und verbucht den 
Kaufpreis zahlungshalber als Gutschrift auf dem Reservekonto 
der Finanzbehörde bei der Notenbank.  Wodurch staatliches 
Geld, das nur die Notenbank kraft ihres gesetzlichen Mono-
pols herstellen kann, „aus dem Nichts“ geschaffen wurde, mit 
dem das einmalige Schulprojektbudget und das laufende Bil-
dungsbudget für den Schulbetrieb alimentiert wird. Wenn in 
weiterer Folge im Rahmen der Durchführung des Schulbau-
projekts und des späteren Schulbetriebs die staatliche Immobi-
lienverwaltung ihre Lieferanten aus dem Baugewerbe und die 
Unterrichtsbehörde das neu rekrutierte Lehr- und Hilfsper-
sonal bezahlt, werden in der Bilanz der Notenbank zu Lasten 
des aus dem Ankauf der Staatsanleihe entstandenen Reserve-
guthabens der Finanzbehörde die Reservekonten der Banken 
der ZahlungsempfängerInnen mit dem jeweiligen Betrag der 
geschuldeten Zahlungen aus Lieferungen und Leistungen der 
beauftragten Baufirmen und aus den laufenden Gehältern des 
Schulpersonals dotiert, um entsprechende Gutschriften auf 
den Girokonten der ZahlungsempfängerInnen (private Bau-
firmen und staatsbedienstetes Schulpersonal) bei ihren jeweili-
gen Banken zu ermöglichen. Denn die Reserven bei der No-
tenbank fungieren als alleiniges Zahlungsmittel zwischen der 
Notenbank und den Geschäftsbanken sowie den Geschäfts-
banken untereinander, womit erst die Zahlungsmitteleignung 
ihres Giralgeldes (Buchgeld in Form von Girokontoguthaben 
der BankkundInnen) durch Barauszahlungen und Banküber-
weisungen im Zahlungsverkehr des Geschäftsbankenapparats 
hergestellt wird (siehe weiter unten).

Aus diesen Hinweisen auf die zahlungsverkehrsrelevanten 
Kernmerkmale eines souveränen Geldsystems, das auf einer 
zweistufigen Geldhierarchie zwischen dem monopolisierten 
Notenbankgeld (Bargeld und Reserven) und dem nachgeord-
neten Giralgeld (Buchgeld der Banken in Form von Gutha-
ben auf ihren KundenInnengirokonten) beruht, an Hand der 
Zahlungsvorgänge rund um ein öffentliches Schulprojektbei-
spiel wird schon deutlich, dass der seine Währungssouveränität 
ausübende Staat sämtliche Ausgaben für öffentliche Investiti-
onen und Dienstleistungen (beispielsweise Schulgebäude und 
Betriebsaufwand für das unentgeltliche Unterrichtsangebot) 
ohne Verschuldung und kostenlos allein durch die Emission 
von staatlichem Geld im Wege der mit der Geldschöpfung 
beauftragten Notenbank „finanzieren“ kann. Denn bei einer 
Konsolidierung der getrennten Rechnungskreise des Staates 
(in concreto „Staatsbilanz“ und „Notenbankbilanz“) entfällt 
die zwischengeschaltete Staatsanleihe durch Saldierung ih-
rer Forderungs- und Verbindlichkeitenpositionen in den Ein-

zelbilanzen. Und der Zinsaufwand für die Staatsanleihe fließt 
über das Nettozinsergebnis durch die Gewinnausschüttung 
(„fiskalische Seigniorage“) in die „Staatskassa“ zurück. „Un-
term Strich“ verbleibt in der „konsolidierten Staatsbilanz“ ein 
Vermögenszuwachs (Anschaffungswert des neuen Schulge-
bäudes samt Ausgleichsaktivum für das durch Unterrichtung 
laufend geschaffene „Humankapital“ der eingeschulten Kin-
der), dem „frisches Geld“ in Form von Bargeld und Reserven 
(deren Proportionen von den technischen Zahlungsverkehrs-
gewohnheiten bestimmt werden) gegenübersteht, das durch 
die Zahlungsvorgänge rund um die Schaffung einer zusätzli-
chen Unterrichtskapazität im öffentlichen Bildungswesen in 
Umlauf gesetzt wurde. 

Dieser wertschaffende Prozess für ein unentgeltliches Bil-
dungsangebot kann nur vom geldsouveränen Staat als allei-
nigem „Währungshersteller“ initiiert werden. Der private 
Schulbetreiber kann hingegen nur ein entgeltliches Bildungs-
angebot erstellen, denn er braucht als „Währungsnutzer“ zur 
Finanzierung seines Schulprojekts „Geldkapital“ (also Zah-
lungsmittel), das ihm Finanzinvestoren durch Eigenmitte-
leinschüsse und Banken durch Kredite zu Verfügung stellen, 
beides verbunden mit Rendite-, Verzinsungs- und Rückzah-
lungsansprüchen, die durch die Rückflüsse aus dem verrech-
neten Schulgeld bedient werden wollen. Gemeinsam ist dem 
öffentlichen und dem privaten Schulbetreiber bloß, das sie zur 
Erstellung ihres jeweiligen Unterrichtsangebots die gleichen 
Ressourcen in Gestalt unterschiedlich qualifizierter Arbeits-
kräfte (entlang der mehrstufigen Wertschöpfungskette bis zur 
endgültigen Schulbetriebsaufnahme) beanspruchen, also im 
Wettbewerb um diese Ressourcen stehen. Sind die einschlä-
gigen Ressourcen knapp, entsteht bei unveränderter Arbeits-
produktivität Inflation, weil die Löhne und Gehälter der Ar-
beitskräfte auf den jeweiligen Wertschöpfungsstufen steigen 
werden. Und durch die Konkurrenz um das am besten qua-
lifizierte und erfahrenste Lehrpersonal als Determinante der 
Bildungsqualität könnten die Gehälter in dieser Arbeitskräfte-
kategorie besonders stark nach oben lizitiert werden.

Indes hat der Staat durch seine souveränitätsrechtli-
che Steuerhoheit immer die Möglichkeit, den preistreiben-
den Wettbewerb um knappe Ressourcen zu unterbinden und 
die Nutzung der begehrten Arbeitskräfte in seine Verwen-
dungsrichtung zu lenken. Im konkreten Beispiel impliziert 
die preisneutrale Ressourcenlenkung zu Gunsten des unent-
geltlichen Unterrichtsangebots der öffentlichen Schule bei-
spielsweise eine progressive Besteuerung der höheren Brut-
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toeinkommen in den „oberen Mittelschichten“, sodass die 
sinkende Einkommensverfügbarkeit für das teure Schulgeld 
des Privatunterrichts das „soziale Distinktionsbedürfnis“ in 
den Hintergrund drängt zu Gunsten der wohlfahrtsökonomi-
schen Vorteile des unentgeltlichen Besuchs der öffentlichen 
Schule mit hohem Qualitätsniveau. Der entgeltliche Privat-
schulbetreiber findet daher zu seinen Konditionen nicht mehr 
genügend zahlungsbereite Elternhaushalte, um sein Projekt so 
zu rentabilisieren, dass ihm seine Finanzierungspartner das er-
forderliche Geldkapital (allgemein: Zahlungsmittel) zur Nut-
zung überlassen würden. Die Erweiterung und Verbesserung 
des Bildungsangebots bleibt folglich gänzlich ohne Inflations-
impulse durch den Wettbewerb um knappe Ressourcen in öf-
fentlicher Hand mit dem gemeinnützigen Inklusionsziel, al-
len Kindern unabhängig von ihrer sozialen Herkunft auf der 
egalitären Basis der Unentgeltlichkeit ein gleichwertiges Bil-
dungsangebot von hoher Qualität zu sichern. Und damit wird 
eine der Kernaufgaben (nämlich egalitärer Bildungszugang 
auf hohem Qualitätsniveau) des Sozial- und Wohlfahrtsstaats 
erfüllt.
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ie Modernisierung unseres Gebäudebestands ist 
ein wichtiger Konjunkturmotor, der die regionale 
Wirtschaft beleben und zigtausende Arbeitsplätze 
schaffen kann. Damit das Ziel einer Sanierungsrate 

von 3 Prozent erreicht werden kann, Heizanlagen auf Basis 
fossiler Energie durch klimafreundliche Alternativen ersetzt 
werden und Solaranlagen errichtet werden, braucht es Inves-
titionen von durchschnittlich 8,4 Mrd. Euro pro Jahr. Zur Fi-
nanzierung sind öffentliche Mittel von etwa einer Milliarde 
Euro pro Jahr erforderlich. Dem öffentlichen Aufwand stehen 
zusätzliche Staatseinnahmen von etwa dem Zweieinhalbfa-
chen gegenüber, durch zusätzliche Steuererträge, eingesparte 
Arbeitslosengelder und eingesparte Emissionszertifikate. Da-
mit können etwa 136.000 Arbeitsplätze geschaffen bzw. gesi-
chert werden. Damit dieser Konjunkturmotor anlaufen kann, 
müssen aber jetzt die richtigen Maßnahmen ergriffenwerden. 

DIE WICHTIGSTEN DAVON WERDEN HIER 
ZUSAMMENGEFASST

1. Maßnahmenpaket zur Anhebung der Sanierungsrate 
auf 3 Prozent
Durch Forcierung der thermischen Sanierung sollen schon ab 
2021 60.000 umfassende und 200.000 Einzelbauteilsanierun-
gen (inkl. Kesseltausch) jährlich erreicht werden, bei mittel-
fristig steigendem Trend. Ziel soll dabei der Nahe-Nullener-
giestandard sein, dort, wo dies wirtschaftlich machbar ist, um 
weiterhin leistbares Wohnen zu gewährleisten. Dabei soll auf 
eine Abstimmung von Bauordnung, Wohnbauförderung und 
Bundesförderungen geachtet werden.

Erreicht werden soll das

• 	 durch Ausbau der Förderungen für thermische Sanierung. 
Kurzfristig gilt es das Fördervolumen zu verdoppeln, mit-
telfristig braucht es eine Sanierungsmilliarde. Das erfordert 
auch eine Weiterentwicklung des Modells „Sanierungs-
scheck“ Neu, der bereits kurzfristig auf ein Volumen aus 
Bundesmitteln von mindestens 300 Mio. Euro aufgestockt 
werden soll.

• 	 durch ein neues Sanierungsprogramm für Gebäude in öf-
fentlichem Besitz (Vorbildwirkung)

• 	 durch Förderung der Erstellung von Gesamtsanierungs-
konzepten. Die Erstellung von Sanierungskonzepten soll 
de facto kostenlos werden, damit möglichst viele Bürge-
rInnen und Betriebe auf die Vorteile einer Sanierung auf-
merksam gemacht werden. 

• 	 durch sozial gerechte Umsetzung ordnungsrechtlicher 
Maßnahmen. Dazu gehört eine verpflichtende Sanierung 
der obersten Geschoßdecke in angemessenem Zeitraum. 
Für die Umrüstungsmaßnahmen soll es attraktive Förde-
rungen geben, die sozial gestaffelt werden sollen.

• 	 durch verstärkte Revitalisierung ungenutzter Orts- und 
Stadtkerne und deren Gebäudesubstanz (Quartierlösun-
gen, Auffüllung von Baulücken, Überbauung mit Nut-
zungsdurchmischung, etc.)

2. Maßnahmenpaket zur Finanzierung
•	 durch Bereitstellung öffentlicher Mittel 

(Klimaschutzmilliarde)
• 	 durch Wiederbelebung des Modells der Wohnbauinvestiti-

onsbank (WBIB) und Inanspruchnahme von EU-Mitteln (EIB)
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• 	 Durch Zweckbindung der Wohnbauförderung (Wohn-
bauförderungsbeiträge, Darlehensmittelrückflüsse, Bun-
desmittel) und stärkere Koordinierung von Bund- und 
Länder-Aktivitäten

• 	 Wohnbauförderungsdarlehen sollen vorzeitig zurückbe-
zahlt werden können, sodass frei gewordene Mittel für 
neue Projekte zur Verfügung stehen.

KLIMAFITTE GEBÄUDE ALS KONJUNKTURMOTOR

Die Modernisierung unseres Gebäudebestandsist ein 
wichtiger Konjunkturmotor, der die regionale Wirtschaft be-
lebt und zigtausende Arbeitsplätze schaffen kann. In Summe 
ist ein Investitionsvolumen von pro Jahr 8,4 Mrd. Euro er-
forderlich, damit unsere Gebäude klimafit werden können. 
Allein für die Anhebung der Sanierungsrate ist ein Investi-
tionsvolumen von 5,2 Mrd. Euro pro Jahr erforderlich. Für 
energietechnische Verbesserungen wie die Umrüstung von 
fossil betriebenen Heizanlagen auf erneuerbare Energien und 
die Installation von Solarpaneelen (Photovoltaik, Solarther-
mie) sind weitere 3,2 Mrd. Euro erforderlich.

Zur Finanzierung sind öffentliche Mittel von etwa 1 Mil-
liarde Euro pro Jahr erforderlich. Dem öffentlichen Aufwand 
stehen zusätzliche Staatseinnahmen von etwa dem Zweiein-
halbfachen gegenüber, durch zusätzliche Steuererträge, einge-
sparte Arbeitslosengelder und eingesparte Emissionszertifika-
te. Damit werden etwa 136.000 Arbeitsplätze geschaffen bzw. 
gesichert.

BISHERIGE ERFOLGE UND 
HANDLUNGSERFORDERNIS

In den letzten 30 Jahren wurden in Österreich rund 1,6 
Millionen Wohnungen thermisch saniert, seit dem Jahr 2001 
wurden bei etwa 600.000 Wohnungen die Heizungssysteme 
umgestellt. Damit konnten die Treibhausgasemissionen um 38 
Prozent gegenüber dem Niveau von 1990 reduziert werden. 
Angesichts der Tatsache, dass sich die Anzahl der Hauptwohn-
sitze zwischen 1990 und 2019 um ein Drittel erhöht hat und 
die Wohnnutzfläche aller Hauptwohnsitze in diesem Zeit-
raum um über 45 % gestiegen ist, ist diese Emissionsreduktion 
ein beachtlicher Fortschritt. Das heißt aber auch, dass für ei-
nen vollständigen Ausstieg aus Erdöl, Erdgas und Kohle noch 
mehr als die Hälfte des Weges zurückgelegt werden muss. Ins-
besondere Gas- und Ölheizungen sind für den Großteil der-
Treibhausgasemissionen im Gebäudesektor verantwortlich:

Die Treibhausgasemissionen aus dem Sektor Gebäude be-
trugen im Jahr 2018 rund 7,9 Mio. Tonnen CO2-Äquivalent 
und waren damit für 10 % der nationalen Treibhausgas-Emis-
sionen verantwortlich. Nach dem Verkehr ist der Gebäude-
bereich damit der zweitwichtigste Sektor im Effort-Sharing-
Bereich, für den Österreich nationale verbindliche Ziele zu 
erreichen hat. Öl- und Gasheizungen sind für den Großteil 
dieser Emissionen verantwortlich, die Treibhausgasemissi-
onen aus der Fernwärmeerzeugung werden statistisch nicht 
dem Gebäudebereich zugeordnet, sondern dem Energiesek-
tor. Ein wesentlicher Teil der Emissionen ist somit statistisch 
„ausgeblendet“ (Quelle: Umweltbundesamt, 2020: Treibhaus-
gasbilanz 2018). In Summe ist der Gebäudebereich für rund 
30 Prozent des österreichischen Energieverbrauchs verant-
wortlich und damit einer der entscheidenden Sektoren für die 
Energiewende in Österreich.

Der Wohnungsneubau zeigt mit vielen Beispielen längst 
das Klimaschutzpotenzial durch neue Baumethoden und 
technische Entwicklungen auf. Auch für den Gebäudebestand 
gibt es bautechnische Lösungen, die jedoch – meist aus wirt-
schaftlichen Gründen – selten genutzt werden. Es gilt daher, 
für diesen Gebäudebestand Anreize zu schaffen, um die Kli-
maziele zu erreichen und das Klimaschutzpotenzial zu heben.

1. ANHEBUNG DER SANIERUNGSRATE AUF  
3 PROZENT

Um die Klimaziele Österreichs zu erreichen, ist eine deut-
liche Steigerung der Sanierungsrate auf mind. 3 Prozent er-
forderlich. Es besteht noch großes Sanierungspotenzial von 
etwa 1,9 Mio. Wohneinheiten (mit und ohne Hauptwohn-
sitz, Quelle: IIBW, 2020). Ziel soll dabei der Nahe-Nullener-
giestandard sein, wo dies wirtschaftlich machbar ist, um wei-
terhin leistbares Wohnen zu gewährleisten. Dabei soll auf eine 
Abstimmung von Bauordnung, Wohnbauförderung und Bun-
desförderungen geachtet werden. Gut gedämmte Gebäude re-
duzieren nicht nur den Wärmebedarf im Winter, gute Däm-
mung schützt auch vor sommerlicher Überhitzung.

Zur Erreichung des Ziels, den österreichischen Woh-
nungsbestand bis 2040 komplett durchzusanieren und auf ei-
nen zeitgemäßen Standard zu bringen, sind ab 2021 jährlich 
120.000 umfassende Sanierungsäquivalente (etwa 60.000 um-
fassende Sanierungen und 200.000 Einzelbauteilmaßnahmen 
inkl. Kesseltausch, davon jeweils 40% bei Eigenheimen und 
60 % im Geschoßbau) zu erreichen, ab 2025 soll diese An-

KLIMAFITTE GEBÄUDE ALS KONJUNKTURMOTOR
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Gemeinsam mit Vertretern der Umweltschutzorganisation Global 2000 haben die Bau-Sozialpartner ein umfassendes Kon-
zept für eine klimagerechte Investitionsoffensive in der Bau-Branche entwickelt. Damit soll die angestrebte Energieneutrali-
tät beschleunigt, die Wirtschaft angekurbelt, Arbeitsplätze geschaffen und gleichzeitig Wohnkomfort und Energiesicherheit 
geschaffen werden. 
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zahl auf 150.000 gesteigert werden. Dafür ist eine Erhöhung 
der öffentlichen Mittel für die Förderung der thermischen Sa-
nierung um mindestens das Doppelte auf mindestens 1 Mrd. 
Euro notwendig. Diese Mittel müssen sowohl von den Bun-
desländern als auch durch verstärkte Bundesmaßnahmen be-
reitgestellt werden. Dem öffentlichen Aufwand stehen zu-
sätzliche Staatseinnahmen von etwa dem Zweieinhalbfachen 
gegenüber, durch zusätzliche Steuererträge, eingesparte Ar-
beitslosengelder und eingesparte Gelder für den Kauf von 
Emissionszertifikaten.

Die ausgelösten Maßnahmen bewirken einen Bruttopro-
duktionswert (Wirtschaftsleistung) von etwa dem Achtfachen 
der eingesetzten Förderung und schaffen zigtausende Arbeits-
plätze (Quelle: IIBW, 2020).

Sanierungsscheck Neu
Der Sanierungsscheck Neu spielt dabei eine zentrale Rol-

le. Als „Add on“-Förderung soll er Best-Practice-Sanierungen 
fördern, gleichzeitig sind Vereinfachungen für Förderneh-
merInnen vorzunehmen. Es braucht eine substanzielle Auf-
stockung der Fördermittel, bei der gleichzeitig sicherzustellen 
ist, dass die Mittel effizient und gerecht eingesetzt werden und 
Mitnahmeeffekte vermieden werden.

Mit einer Aufstockung in einem ersten Schritt auf mindes-
tens 300 Mio. Euro kann am Bau ein Investitionsvolumen von 
rund zwei Milliarden Euro ausgelöst werden und eine CO2-
Einsparung von etwa zwei Millionen Tonnen erreicht werden. 
Die Kriterien sollen dabei so gestaltet werden, dass Eigentü-
merhaushalte in Ein- und Zweifamilienhäusern sowie Mieter-
haushalte in Mehrfamilienhäusern und Geschoßwohnbauten 
in ausgewogenem Maße von den Fördermitteln profitieren. 
Bei den einzelnen förderungswürdigen Maßnahmen soll auch 
deren jeweilige Kosteneffizienz berücksichtigt werden.

Thermisch-energetische Sanierung öffentlicher Gebäude
Darüber hinaus verpflichtet das Bundesenergieeffizienz-

gesetz den Bund, jährlich 3 % der bundeseigenen Gebäude, 
die die Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
nicht erfüllen, thermisch zu sanieren. 30 Prozent des öster-
reichischen Gebäudebestandes sind Dienstleistungsgebäude, 
welche insgesamt jährlich 2,4 Mio. Tonnen CO2-Äquivalent 
emittieren. Die Sanierungsrate bei öffentlichen Gebäuden lag 
zuletzt deutlich unter dieser Zielvorgabe. Zu ähnlichen Er-
gebnissen kommt der Nachhaltigkeitsbericht der Bundesim-
mobiliengesellschaft (BIG), der darauf schließen lässt, dass die 

Sanierungsrate nach wie vor bei etwa einem bis 1,5 Prozent 
liegt, und damit deutlich unter der Zielvorgabe. Im Bereich 
der BIG sind 70 Prozent der Gebäude im Bereich der Ener-
gieeffizienzklasse C oder schlechter. Hier gilt es anzusetzen, 
da bei ambitionierter Umsetzung im Bereich der öffentlichen 
Hand bis 2030 ein kumuliertes Einsparpotenzial von 13 Mio. 
Tonnen CO2 besteht, die öffentliche Hand Energiekosten im 
Ausmaß von kumuliert 4,3 Mrd. Euro einsparen könnte und 
mit Investitionen von kumuliert 8,9 Mrd. Euro tausende Ar-
beitsplätze geschaffen würden. Das Bundesenergieeffizienzge-
setz ist daher dementsprechend umzusetzen und die erforder-
lichen Mittel bereitzustellen. 

Erstellung von Gesamtsanierungskonzepten
Die aktuellen Förderungen im Bereich der Sanierung 

zielen teilweise auf Einzelmaßnahmen ab, andererseits wer-
den umfassende und kostenintensive Verbesserungsmaß-
nahmen oft deshalb nicht umgesetzt, weil sie die finanziel-
le Leistungsfähigkeit der Auftraggeber übersteigen. Um eine 
entsprechende Breitenwirkung zu erzielen, müssen intensi-
vere Anreiz- und Förderungsinstrumente entwickelt werden. 
Diese könnten etwa die Form einer bundesweit einheitli-
chen Startförderung annehmen. Gleichzeitig sollte die Er-
stellung von Gesamtsanierungskonzepten gemeinsam mit der 
ersten Sanierungsmaßnahme gefördert werden. Damit kann 
auch bei geringeren Sanierungsbudgets die Durchführung ei-
ner schrittweisen Sanierung über einen längeren Zeitraum bei 
Aufrechterhaltung hoher Qualitätsstandards sichergestellt wer-
den. Derartige Gesamtsanierungskonzepte sind vor allem zur 
Intensivierung der Sanierungstätigkeit in Ortskernen vorzuse-
hen. Durch die Attraktivierung von Ortskernen unter Einbe-
ziehung einer umfassenden Förderung der Sanierungstätigkeit 
von Objekten in den Zentren soll nicht nur die Sanierungs-
tätigkeit intensiviert werden, sondern darüber hinaus der Flä-
chenverbrauch in ländlichen Regionen verringert werden.

2. AUSSTIEG AUS FOSSILER ENERGIE IM 
GEBÄUDEBEREICH

Auch wenn die Zahl der mit Öl beheizten Wohnungen 
bzw. Häuser in den letzten Jahren stark zurückgegangen ist, 
handelt es sich dabei noch um etwa 600.000 meist veralte-
te Ölheizungen und über 900.000 Gasheizungen in Wohn-
gebäuden. Dabei sind große Unterschiede zwischen der Be-
heizung von Ein- und Mehrfamilienhäusern ersichtlich: Um 
den Ausstieg aus herkömmlichen Heizungssystemen mit fossi-
ler Energie und den Umstieg zu modernen Systemen auf Ba-
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sis erneuerbarer Energie zu ermöglichen, sind dringend Maß-
nahmen erforderlich. Pro Jahr ist es notwendig, mindestens 
35.000 veraltete Heizkessel durch klimafreundliche Heizgerä-
te auf Basis erneuerbarer Energien zu ersetzen. Neben Förde-
rungen sind hier auch Ge- und Verbote von Bedeutung. Ein 
Erneuerbaren-Gebot soll erlassen werden, das sicherstellt, dass 
auch im Bestand der Tausch von alten Ölheizungen auf neue 
Ölheizungen nicht länger vorgenommen wird. Es gibt aus-
reichend leistbare klimaverträgliche Möglichkeiten, um unse-
re Räume im Winter warm zu halten. Weiters soll es eine 
verpflichtende Umstellung besonders alter Ölkessel (älter 25 
Jahre) geben. Um die Umstellung zu unterstützen, soll es at-
traktive, sozial gestaffelte Förderungen für den Umtausch der 
Heizgeräte geben.

Gleichzeitig gibt es noch mehr als 900.000 Gasheizun-
gen in Österreich. Für das Zurückdrängen von Erdgas im Ge-
bäudebereich braucht es einen Plan und regional angepasste 
Konzepte, die am besten mit einer gut strukturierten Ener-
gieraumplanung verknüpft werden. Für die Erreichung des 
erklärten Regierungsziels von Klimaneutralität 2040 ist es er-
forderlich, bis dahin die Wärmeversorgung auf erneuerbare 
Energien umzustellen. Das ergibt ein Potenzial für die Um-
rüstung von 45.000 Gasheizungen pro Jahr. Wo Heizkessel ge-
tauscht werden, soll, wo technisch-wirtschaftlich möglich, auf 
erneuerbare Energiesysteme gesetzt werden. Diese Potenzia-
le gilt es zu nützen.

Abgesehen von jenen Fällen, wo Öl- oder Gaskessel durch 
einen Fernwärmeanschluss ersetzt werden, sind vor einem 
Kesseltausch thermische Maßnahmen an der Gebäudehülle 
erforderlich, da sonst das erneuerte, nichtfossile Heizsystem 
mittel- bis langfristig überdimensioniert ist.

Wenn gemeinschaftliche Heizanlagen in Mehrfamilien-
häusern installiert werden, ist auf die Rechte der Nutzerinnen 
und Nutzer besondere Rücksicht zu nehmen. Aus Verbrau-
chersicht besteht bei einer gemeinschaftlichen Wärmeversor-
gungsanlage im Haus oder einer Versorgung mit Nah- und 
Fernwärme ein ausgeprägtes Informations- und Rechts-
schutzdefizit. Eine faire und transparente Kostenverteilung 
und Preisgestaltung soll durch geeignete Maßnahmen (eine 
Behörde analog zur E-Control schaffen, Heizkostenabrech-
nungsgesetz novellieren) sichergestellt werden.

Ausbau Sonnenenergie
Gebäude können unsere Kraftwerke von morgen sein. 

Durch den Ausbau von Sonnenenergie auf unseren Dächern 
(Photovoltaik, Solarthermie) können bis 2030 25.000 Arbeits-
plätze pro Jahr geschaffen werden. Damit können wir 11 TWh 
an Sonnenstrom gewinnen, was für die Erreichung des Ziels, 
bis 2030 auf 100 Prozent Ökostrom in Österreich zu kom-
men, von zentraler Bedeutung ist. Gleichzeitig gilt es, die So-
larthermie auszubauen. Pro Tag sollen 50 statt derzeit 20 An-
lagen errichtet werden.

E-Ladestationen in Mehrfamilienhäusern
E-Fahrzeuge werden den PKW mit Verbrennungsmotor 

zunehmend ablösen. Sie sollten grundsätzlich dort zum Ein-
satz kommen, wo der öffentliche Verkehr aus unterschiedli-
chen Gründen die Mobilität der Menschen nicht sicherstellen 
kann. Dafür ist eine entsprechende Ladeinfrastruktur sowohl 
im öffentlichen Raum als auch im Wohnumfeld notwendig. 

Wenn Ladestationen für PKW-Besitzer im Mehrpartei-
enhaus schon beim Bau oder nachträglich eingerichtet wer-
den, ist für die Endnutzer sicherzustellen, dass gleich wie beim 
Haushaltsstrom die freie Wahl des Stromanbieters gewährleistet 
ist. Die Angemessenheit der verrechneten Kosten für die Her-
stellung und Nutzung der Infrastruktur muss sichergestellt sein.

3. FINANZIERUNG DURCH KLIMASCHUTZ-
MILLIARDE, WOHNBAUFÖRDERUNG UND 
WOHNBAUINVESTITIONSBANK

Zur Stabilisierung der Konjunktur soll mindestens eine 
Klimaschutzmilliarde pro Jahr zusätzlich im Bundesbudget be-
reitgestellt werden. Damit können wir in den Ausbau des öf-
fentlichen Verkehrs und erneuerbarer Energien investieren 
oder Haushalte bei der Umrüstung fossiler Heizungssysteme 
und der Gebäudesanierung unterstützen. Gleichzeitig ist Ös-
terreich nicht auf Kurs, was die Erreichung der Klimaziele an-
geht. Mit klugen Zukunftsinvestitionen verhindern wir, dass 
später teuer CO2-Zertifikate zugekauft werden müssen.

Gleichzeitig braucht es aber auch vermehrte Unterstützung 
der thermischen Sanierung durch die Bundesländer. Entspre-
chende Mittel sind im Zuge einer Zweckbindung der Wohn-
bauförderung für die Sanierung bereitzustellen. Ergänzend 
kann das derzeit günstige Zinsniveau zu einer nachhaltigen 
Mittelaufbringung im Zuge einer Wiederbelebung der Wohn-
bauinvestitionsbank genutzt werden. So könnten verschiedene 
europäische Finanzierungstöpfe der Europäischen Investitions-
bank EIB in einem Gesamtvolumen von zumindest 500 Mil-

KLIMAFITTE GEBÄUDE ALS KONJUNKTURMOTOR

SCHWERPUNKT: WEGE AUS DER KRISE
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lionen Euro für Investitionen zur Erreichung der Klimaziele 
mobilisiert werden. Die Wohnbauinvestitionsbank kann ohne 
zusätzliche budgetäre Mittel in Abstimmung mit den Förde-
rungen der Länder eine doppelte Anschubwirkung erzeugen.

Sofern Haftungen des Bundes oder der Länder gewährt 
werden, ist es möglich, den Finanzierungsrahmen auch künf-
tig weiter auszubauen bzw. die Mittel aus derzeitiger Sicht 
zinsfrei zur Verfügung zu haben. Der bestehende gesetzliche 
Rahmen sollte daher in Abstimmung mit den Ländern rasch 
genutzt werden, um die Wohnbauinvestitionsbank erneut zu 
etablieren. Aus dem derzeit von der EU-Kommission ausge-
arbeiteten Corona Hilfspaket könnten zusätzliche Mittel für 
derartige Investitionen abgeschöpft werden.

In Summe erfordert eine Sanierungsrate von drei Pro-
zent eine Investition von etwa 5,2 Mrd. Euro pro Jahr. Ein 
Teil kann durch Eigenmittel und Fremdmittel gedeckt wer-
den. Für die Sanierung der Mietwohnungsteile sind 845 Mio. 
Euro Fremdmittel durch öffentliche Mittel erforderlich. Diese 
könnten über Förderdarlehen der Länder oder über EIB-Mittel 
via WBIB aufgebracht werden.

Die Laufzeit beim Mietwohnungssegment sollte bei der 
umfassenden Sanierung 25 bis 30 Jahre betragen. Lange Fi-
nanzierungslaufzeiten und Zinsfixierungen sind wichtig, um 
leistbare Mieten und kalkulierbare Umlagen für die Mieter 
sicherzustellen. Bei Eigentumswohnungen und Einfamilien-
häusern sowie den sonstigen Wohnbauten sind heutige Bank-
konditionen mit Fixzinslaufzeiten bis zu 15 Jahren als vorerst 
ausreichend zu betrachten. 

Für die Umstellung von fossilen Heizkesseln auf erneuer-
bare Energien und die Installation von Solarpaneelen sind In-
vestitionen von 3,2 Mrd. Euro erforderlich. Unter Berück-
sichtigung von Eigenmitteln und Rücklagen sind etwa 1,9 
Mrd. Euro an Fremdfinanzierung notwendig. Bei den der-
zeitigen Bankkonditionen werden rund 570 Mio. Euro pro 
Jahr davon an öffentlicher Fremdfinanzierung notwendig sein, 
die über fixe und besonders langfristige Kreditkonditionen die 
Leistbarkeit verbessern.

Der „Marshall-Plan aus der Gesundheitskrise“ 

beruht auf diesem ExpertInnenpapier der Initiative Umwelt und Bauen, 

deren Sprecher der Vorsitzende der Gewerkschaft Bau-Holz, 
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er klare Sieg von Keir Starmer bei der Direktwahl 
des neuen Labour-Partivorsitzenden Anfang April 
kam durchaus erwartet. Mit einer Mehrheit von 
56,2% im ersten Wahlgang blieb er knapp unter 

Corbyns letztem Ergebnis, während seine der Parteilinken 
zugerechnete Gegenkandidatin Rebecca Long-Bailey knapp 
unter 30% der Stimmen blieb. Starmers offensichtlich gut vor-
bereitete Kampagne hatte ihn erfolgreich als wenig charisma-
tischen, aber professionellen Politiker positioniert, der Cor-
byns politisches Programm mit einer breiteren persönlichen 
Akzeptanz kombinierte. 

Long-Bailey, die wochenlang gezögert hatte, bevor sie 
ihre Kandidatur erklärte, konnte zu keinem Zeitpunkt richtig 
Tritt fassen. Während Corbyns innerparteiliche Kampagnen 
2015 und 2016 klar vermittelten, dass seine Kandidatur mit 
einem Richtungswechsel der Partei, weg von einer abgeho-
benen, postdemokratischen Polit-Kaste, hin zu einer radikal-
sozialdemokratischen Partei verbunden war, fehlte der Partei-
linken 2020 eine ähnlich kohärente Botschaft. Long-Bailey 
galt einerseits als Corbyn-Loyalistin, vermied es aber gleich-
zeitig, diese Karte aktiv zu spielen, um nicht zu stark mit der 
Wahlniederlage des Dezember 2019 in Verbindung gebracht 
zu werden. Starmer mobilisierte im Unterschied dazu nicht 
nur Teile des Corbyn-feindlichen Lagers der Partei, sondern 
sprach auch viele Corbyn-UnterstützerInnen an, denen er in-
haltliche Kontinuität, verbunden mit staatsmännischem und 
mediengerechterem Auftreten versprach. 

STARMERS SCHATTENKABINETT

Nicht zuletzt bediente Starmer die weit verbreitete und 

verständliche Sehnsucht nach größerer Einigkeit der Partei, 
die er als „Mann der Mitte“ herzustellen versprach. Doch be-
reits die Zusammensetzung des Schattenkabinetts deutete an, 
dass Starmer darunter zunächst die komplette Unterordnung 
der Partei unter die Labour-Parlamentsfraktion verstand, die 
durch Corbyns innerparteilichen Wahlsieg 2015 in Frage ge-
stellt worden war. 

Damals hatte der komplette Außenseiter die Fraktion 
durch seinen Sieg bloßgestellt: Obwohl nur eine Handvoll 
Abgeordneter ihn politisch unterstützt hatte, waren seine in 
der Fraktion wesentlich etablierteren GegenkandidatInnen in 
der Urwahl der Mitglieder gedemütigt worden. Die Missach-
tung des eingeübten Primats der Parlamentsfraktion über die 
Partei schien und scheint dem alten Labour-Establishment bis 
heute als nur durch faulen Zauber erklärbarer Betrug an den 
Grundfesten des politischen Systems. Dies beruht ihrer Auf-
fassung nach v.a. darauf, dass die Mitglieder in der Partei kein 
eigenständiger, jedenfalls aber kein ausschlaggebender Faktor 
zu sein haben. 

Die Bildung des Schattenkabinetts war Balsam auf diese 
tiefe Wunde von 2015, denn seine Zusammensetzung folg-
te nicht den in der Vorsitzwahl zu Tage getretenen Kräfte-
verhältnissen, sondern jenen in der Parlamentsfraktion. Lisa 
Nandy, die knapp die Hälfte der Stimmen von Long-Bailey 
erhalten hatte, aber in der Fraktion hohen Respekt genießt, 
wurde zur Schatten-Außenministerin befördert. Long-Bai-
ley, als Linke in der Fraktion als Aussätzige behandelt, wur-
de mit dem in Großbritannien als wesentlich unbedeuten-
der geltenden Bildungsressort abgespeist. 2015 hatte Corbyn 
ein Schattenkabinett unter starker Einbindung seiner inner-

D

parteilichen OpponentInnen gebildet. 2020 eliminierte Star-
mer knapp ein Dutzend und damit so gut wie alle „Corby-
nistas“ aus den Schlüsselstellen im Kabinett. Ihre Rolle in der 
Schattenregierung wurde unter den Status der alten blairis-
tischen Parteirechten reduziert, die in verschiedenen Funk-
tionen eine Rückkehr ins Schattenkabinett feierten. Rachel 
Reeves, die 2013 als Schatten-Sozialministerin versprochen 
hatte, bei der Kürzung von Sozialleistungen „härter“ sein zu 
wollen als die Tories, übernahm beispielsweise die Rolle der 
Schatten-Kabinettsamtsministerin. 

Die wichtigsten Posten im Schattenkabinett gingen je-
doch an jene, die in ihrem Typus Starmer nicht ganz unähn-
lich sind. Ob die Schatten-Schatzkanzlerin Anneliese Dodds, 
der Schatten-Innenminister Nick Thomas-Symonds oder der 
neue Schatten-Sozialminister Jonathan Reynolds: Keiner von 
ihnen zählt zum alten blairistischen Establishment, keiner von 
ihnen hatte aber auch jemals Corbyn aktiv unterstützt. Kei-
ner von ihnen gilt als besonders charismatisch, sie sind we-
der besonders links, noch besonders rechts. Noch nie sind 
sie der Öffentlichkeit besonders aufgefallen, niemand von ih-
nen verfügt über eine breitere Popularität oder eine besondere 
Machtbasis. Was die einen als langweilig, die anderen als ver-
lässlich beurteilen mögen, ist vor allem eines: Die Vermeidung 
einer politisch-inhaltlichen Festlegung. Die meisten der neu-
en Mitglieder des Schattenkabinetts haben kein Problem da-
mit, Corbyns inhaltlichen Kurs fortzusetzen, es ist gleichzei-
tig von ihnen auch kein Widerstand zu erwarten, wenn die 
Labour Party inhaltlich wieder in alte Gewässer steuert. Ab-
seits der Gewissheit der Parlamentsfraktion, dass nun wieder 
die Hackordnung in der PLP, und nicht der Einfluss der Par-
tei zählt, lässt sich Starmer mit seinem Schattenkabinett al-
les offen.

STARMERS UMBAU DER PARTEIBÜROKRATIE    

In Rekordzeit hat Starmer nicht nur das Schattenkbai-
nett, sondern auch die Labour-Parteizentrale neu besetzt. Da-
vid Evans löste Anfang Mai die als Generalsekretärin zurück-
getretene, Corbyn-loyale Gewerkschafterin Jenny Formby ab. 
Evans spielte bis zur Gründung einer privaten Werbeagen-
tur eine wichtige Rolle in der blairistischen Parteibürokratie 
und gilt als entschiedener Feind der Parteilinken. Offizieller 
Hauptgrund seiner Bestellung sind seine professionelle Erfah-
rung, v.a. die Parteirechte sieht darin aber die Chance, mit der 
Macht des Parteiapparats einen Roll-Back der nach links ent-
wickelten Parteistrukturen umsetzen zu können. 

Die Selbstverständlichkeit, mit der nach Starmers Wahl 
das Generalsekretariat neu besetzt wurde, steht in besonders 
scharfem Kontrast zur Entwicklung nach Corbyns Wahl. Über 
zwei Jahre blieb damals Formbys Vorgänger Iain McNicol im 
Amt, der keine besonderen Anstrengungen unternahm, sei-
ne Feindseligkeit gegenüber Corbyn zu verbergen. Allein der 
Gedanke, in der Parteizentrale nach Corbyns Wahl personelle 
Änderungen vorzunehmen, wurde als Versuch „stalinistischer 
Säuberungen“ öffentlich skandalisiert. Erst nachdem Mays 
Wahlniederlage im Juni 2017 eine rasche Entfernung Corbyns 
aus dem Amt unwahrscheinlich werden ließ, räumte McNi-
col 2018 das Feld. Wie auch bei der Bildung des Schattenka-
binetts ist die innerparteiliche Reaktion und die öffentliche 
Darstellung mit den Reaktionen nach Corbyns Wahl nicht zu 
vergleichen. Wo Corbyn nur für einen Bruchteil dieser Ände-
rungen als autoritärer Extremist gebrandmarkt wurde, werden 
Starmers radikale personelle Umgruppierungen als maßvoll 
und weise gepriesen. Ebenso wie bei der Bildung des Schat-
tenkabinetts signalisiert die Umbesetzung in der Parteizentrale 
die Wiederherstellung der „alten Ordnung“.

Dies spiegelt sich auch in einer Änderung des Wahlsys-
tems für die von den Mitgliedern gewählten Angehörigen des 
Parteivorstands wider, die in Rekordzeit und mit umstritte-
ner statutarischer Grundlage durch den Vorstand gepeitscht 
wurde.  

EINE EINSEITIGE VERSÖHNUNG  

Starmer betreibt einen großen Aufwand, um Corbyns in-
nerparteiliche GegnerInnen zu versöhnen. Deutlich weni-
ger ausgeprägt sind seine Anstrengungen in die umgekehrte 
Richtung, auch jene an die Partei zu binden, die mit und we-
gen Jeremy Corbyn in die Labour Party geströmt waren. 

Dass es auch diesbezüglich einiges an Aussöhnungsbedarf 
geben würde, wurde einmal mehr deutlich, als Mitte April ein 
parteiinterner Bericht publik wurde, der die Gründe für La-
bours Versagen im Umgang mit Vorwürfen über Antisemitis-
mus und Rassismus in der Partei untersucht hatte. 

Den AutorInnen fiel bei Prüfung der Unterlagen auf, dass 
Disziplinarprozesse sehr unterschiedlich gehandhabt wur-
den, je nachdem ob dies in den innerparteilichen Ausein-
andersetzungen gegen Corbyn Vorteile versprach.  Während 
die zuständige Rechtsabteilung 2015/16 äußerst akribisch und 
bemerkenswert übersensibel vorgegangen sei, um als Corbyn-
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Nach der erwarteten Wahl Keir Starmers zum neuen Vorsitzenden der Labour Party arbeitet das alte Labour-Establishment 
an seiner Abrechnung mit dem Corbynismus und der Wiederherstellung der „alten Ordnung“. Starmer selbst gefällt sich 
sowohl innerparteilich als auch gegenüber der Regierung in der Rolle des sachlichen Moderators. Wie nachhaltig der aktu-
elle Zuspruch, den er dafür vom alten Establishment erfährt, bleibt, wenn er die nachhaltige Schwächung der Parteilinken 
durchgesetzt hat, bleibt abzuwarten. 

Vorwärts zurück?
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SympathisantInnen geltenden neubeigetretenen Mitgliedern 
das Stimmrecht bei der Vorsitzwahl zu verweigern – etwa weil 
sie auf Facebook Postings einer Grün-Politikerin geliked hat-
ten – zeigt der interne Prüfbericht eine auffallende Sorglo-
sigkeit im Umgang mit Beschwerden wegen Antisemitismus, 
Rassismus, aber auch Frauenfeindlichkeit. Eingegangene Be-
schwerden seien in der Zentrale bis Anfang 2018 – als Formby 
Generalsekretärin wurde – weder ordentlich erfasst, noch sys-
tematisch weiterverfolgt worden.

In mehreren prominenten Fällen, in denen Corbyn vorge-
worfen wurde, zugunsten der zu disziplinierenden Mitglieder 
interveniert zu haben, deutet der Bericht auf das Gegenteil 
hin: Corbyns Büro habe interveniert, weil die fortgesetz-
te Untätigkeit den Vorsitzenden in öffentliche Bedrängnis 
brachte. 

Die Auswertung von WhatsApp-Kommunikationen zwi-
schen wesentlichen AkteurInnen in der Parteizentrale be-
feuerte den Eindruck zusätzlich, dass wesentliche Teile des 
Parteiapparats primär mit der Demontage des eigenen Vorsit-
zenden beschäftigt waren: Nachrichten aus dem Jänner 2017 
zeigen, wie im Büro des Generalsekretärs in der Hoffnung auf 
Niederlagen bei Nachwahlen Vorbereitungen für eine (neuer-
liche) Vorsitzwahl getroffen wurde. Als Theresa May Anfang 
April 2017 Neuwahlen ankündigte, dokumentiert der Kom-
munikationsverlauf, wie wichtige AkteurInnen in der Partei-
zentrale Labours Niederlage herbeigesehnt und die Sabotage 
des Wahlkampfs unterstützt hatten. Mit unverhohlenem Ent-
setzen wurden Ende Mai die sich rasant verbessernden Um-
fragewerte kommentiert („Mir ist schlecht geworden als ich 
das gesehen habe“), das sich noch verstärkte, als am Abend 
des 7.6.2017 klar wurde, dass die Tories ihre Mandatsmehrheit 
verloren hatten („Das ist das Gegenteil von allem, wofür ich in 
den letzten Jahren gearbeitet habe“).  

Es ist müßig darüber zu spekulieren, ob Labour 2017 eine 
Mehrheit für eine Regierungsbildung gefunden hätte, wenn 
der Parteivorsitzende in den vorangegangenen zwei Jahren 
nicht durchgängig aus der Parteizentrale und der Parlaments-
fraktion heraus sabotiert worden wäre. Und es ist natürlich zu 
kurz gegriffen, Labours Probleme im Umgang mit Antisemi-
tismus-Vorwürfen in erster Linie mit bürokratischem Versa-
gen zu erklären. Gleichzeitig hat der 850-seitige Bericht aber 
einen Eindruck objektiviert, der schon davor bestanden hat: 
Dass der Ruf nach Parteieinigkeit nur dann gilt, wenn die 
Linke in der Minderheit ist, während die Parteirechte, sobald 

sie die Kontrolle verloren hat, keinerlei Rücksicht auf die Par-
tei und ihre Wahlchancen nimmt und mit unerhörten Me-
thoden den eigenen Parteichef zu demontieren versucht. Dass 
nun nachlesbar war, wie Mitarbeiter der Labour Party Jour-
nalistInnen Tipps gaben, auf welcher Toilette die nach einem 
missglückten Interview angeblich weinende, regelmäßig ras-
sistisch beschimpfte Corbyn-Loyalistin und Schattenministe-
rin Diane Abbott zu finden sei, passte verstörend in dieses 
Bild. 

Starmer ordnete nur halbherzig eine Untersuchung zu den 
Hintergründen dieses Berichts an, wobei die Frage, wie der 
Bericht öffentlich wurde, gleichrangig mit deren Inhalten be-
handelt wurde. Während die Anmaßung der Mitglieder, sich 
nicht von der Fraktion vorentscheiden zu lassen wer Partei-
vorsitzender ist, umfangreiche Versöhnungsmaßen gegenüber 
der Fraktion zu erfordern scheint, dürfte der Umstand, wie 
die Parteirechte gezielt den Erfolg einer nach links gerückten 
Labour Party sabotiert hat, in Starmers Augen keinerlei Süh-
ne erfordern. 

STARMERS OPPOSITIONSROLLE 

Starmers Wahl zum Parteivorsitzenden fiel zeitlich mit der 
Verschärfung der COVID-19-Pandemie zusammen. In Groß-
britannien konnte die Regierung abseits des wirtschaftlichen 
und sozialen Desasters nicht einmal gesundheitspolitisch auf 
Erfolge verweisen: Nachdem Premierminister Boris Johnson 
zunächst wie sein großes Vorbild Donald Trump die Gefahr 
heruntergespielt hatte, verkündete er Ende April – als die offi-
zielle Zahl der Corona-Toten bereits 25.000 Menschen über-
schritten hatte – dass das Land über den Berg sei. Bis Ende 
Mai stieg die Zahl der in Krankenhäusern registrierten Toten 
auf fast 40.000 an, knapp 200 Angehörige der Gesundheits-
dienste fielen wegen mangelnder Schutzmaßnahmen bis Juni 
2020 der Pandemie zum Opfer. Eine nachhaltige Besserung 
der Lage ist weiterhin nicht absehbar.

Hinzu kommt das wirtschaftliche und soziale Desaster: 
Der britischen Wirtschaft droht eine Schrumpfung um mehr 
als 10% der Wirtschaftsleistung.  Für rund 3,5 Mio. Menschen 
wurde zwischen März und Juni 2020 die gedeckelte Sozialhil-
fe, der Universal Credit, beantragt. 

Johnsons tödliches Versagen in der Krise steht einem fort-
gesetzten Erfolg seines Rechtspopulismus britischer Prägung 
aber nicht grundsätzlich im Wege. Dass er seinen Kurs fort-

setzen will, zeigt nicht zuletzt, wie verbissen und erfolgreich 
er im Windschatten der COVID-Krise an einem Scheitern der 
Verhandlungen über ein Wirtschaftsabkommen mit der EU 
und damit dem von ihm gewünschten nachträglichen „harten 
Brexit“ arbeitet.   Zurecht warnen auch die journalistischen 
Bannerträger des blairistischen „Zentrismus“ davor, Boris 
Johnson wegen seines objektiven Versagens in der COVID-Kri-
se vorzeitig abzuschreiben. 

Keir Starmer setzt in dieser Situation auf eine sehr zu-
rückhaltende Oppositionspolitik und scheut vor allzu harscher 
Kritik trotz der desaströsen Zahlen zurück. In den Umfragen 
hat diese Strategie zwiespältige Ergebnisse: Starmers Persön-
lichkeitswerte entwickeln sich gut. Er polarisiert – im Gegen-
satz zu Jeremy Corbyn – nicht. Gute Zustimmungswerte ste-
hen kaum vorhandenen Ablehnungswerte gegenüber.  Für die 
Labour Party hat das bislang aber noch keine nennenswer-
ten Auswirkungen: Nach dem anfänglichen „Schulterschluss-
Reflex“ und einem daran anschließenden Einbruch der To-
ries in den Umfragen, hat sich zuletzt der Abstand Labours zu 
den Konservativen auf dem Niveau der Wahlniederlage 2019 
stabilisiert.  

UNTERSCHIEDLICHE ERWARTUNGSHALTUNGEN

Starmer selbst setzt darauf, dass seine guten Persönlich-
keitswerte ihm noch mehr innerparteiliche Autorität geben 
und es ihm gestatten, seine Strategie „langfristig“ anzulegen.  
Mit der Versöhnung der blairistischen Parteirechten und der 
Schwächung der Parteilinken scheint Starmer davon auszuge-
hen, seine eigene Position zu stärken. 

So nutzte er im Juni 2020 einen ungeschickten Tweet 
Rebecca Long-Baileys, seine frühere Kontrahentin aus der 
Schattenregierung zu entlassen. Long-Bailey hatte zustim-
mend ein Interview mit der britischen Schauspielerin Maxi-
ne Peake geteilt, in dem diese argumentiert hatte, dass sie auch 
als Linke und Corbyn-Anhängerin selbstverständlich Starmer 
unterstützen werde, wie sie auch unter Blair Labour gewählt 
habe, um die Tories zu verhindern.  Im Zuammenhang mit 
der Black-Lives-matters-Bewegung hatte Peake im gleichen 
Interview auch die absurde Behauptung aufgestellt, die Miss-
handlung von Afro-Amerikanern durch die US-Polizei basiere 
auf Trainings durch israelische Sicherheitskräfte. Es ist sympto-
matisch für die mangelnde Sensibilität vieler britischer Linker, 
dass Long-Bailey diese Nebenbemerkung nicht aufgefallen 
sein dürfte. Dass ausgerechnet seine linke Hauptkonkurren-

tin wegen dieses Tweets aus der Schattenregierung entlassen 
wurde, um Starmers „Zero-Tolerance-Politik“ bei Antisemi-
tismus zu untermauern – und auch nicht durch eine Partei-
linke ersetzt wurde – dürfte aber über Fragen des Umgangs 
mit Antisemitismus weit hinausgehende symbolische Grün-
de gehabt haben. Dass unterschiedliche Bewertungsmaßstä-
be für unterschiedliche Parteiflügel bestehen, darauf deutet 
der ganz andere Umgang mit einem Tweet der Parteirechten 
zugehörigen Schattenministerin Rachel Reeves hin. Reeves 
hatte in einem merkwürdig hymnischen Thread im Febru-
ar 2020 die zu den ersten weiblichen Parlamentsabgeordnete 
zählende Konservative Nancy Astor als verdienstvolle Pionie-
rin gepriesen, obwohl diese sich später als glühende Antisemi-
tin und Hitler-Sympathisantin erwiesen hatte.    Reeves Be-
rufung ins Schattenkabinett stand diese umstrittene und völlig 
unkritische Würdigung einer antisemitischen Politikerin nicht 
im Wege. Führungsstärke möchte Starmer offenbar v.a. ge-
genüber der corbynistischen Parteilinken demonstrieren.

Doch Starmers Streben nach größtmöglicher Autonomie 
hat einen Haken: Seiner Selbstbestimmung sind deutlich en-
gere Grenzen gesetzt, als er selbst zu glauben scheint. Das alte 
Parteiestablishment hat sich mit ihm arrangiert, weil es ge-
lernt hat, dass die alten blairistischen Plattitüden á la „bei So-
zialtransfers härter sein als die Tories“ sowohl bei den Mitglie-
dern, als auch bei den WählerInnen selbst gegen Long-Bailey 
keine Chance gehabt hätten. Nur die „gemäßigte Linke“ ist 
in der Lage, zunächst die alten Spielregeln wiederherzustellen, 
in denen Fraktion und Parteiapparat die Partei kontrollieren, 
statt von ihnen kontrolliert zu werden. Starmer wird solange 
den allgemeinen Jubel des Corbyn-feindlichen Teils der La-
bour Party hinter sich vereinen, solange er diesen nützlichen 
Zweck erfüllt. Je mehr und je stärker er aber die Linke und 
den Einfluss der Parteibasis schwächt, desto stärker wird sei-
ne Abhängigkeit von der Parlamentsfraktion werden. Die ers-
ten publizistischen Stimmen, die eine Abkehr von Corbyns 
sozialdemokratischen Politikinhalten fordern, werden bereits 
laut und sie werden sehr bald starken publizistischen Wider-
hall finden.  

Noch richten sich die Medienbriefings der Parteirech-
ten nicht gegen Starmer, sondern gegen den früheren Par-
teichef Ed Miliband, den Starmer als Schatten-Wirtschafts-
minister in die Regierung zurückgeholt hat. Obwohl selbst 
früher Teil des blairistischen Establishments und Kritiker von 
Corbyns Führungsqualitäten, hat Miliband in seiner Ausein-
andersetzung mit klimapolitischen Fragestellungen inhaltlich 



 36 | ZUKUNFT  ZUKUNFT | 37 

VORWÄRTS ZURÜCK? VON LUDWIG DVOŘÁK

 36 | ZUKUNFT  ZUKUNFT | 37 

hohe Übereinstimmung mit Corbyns wirtschaftspolitischen 
Vorschlägen für eine öko-soziale Transformation der Wirt-
schaft gezeigt. Nun richten namentlich nicht genannte Spit-
zenpolitiker der Labour Party Miliband bereits über die Me-
dien aus, dass die Zeit für diese Überzeugungen vorbei sei 
und man „wirtschaftsfreundlicher“ auftreten müsse, als Mili-
band das tue. 

Miliband ist ein altes Feindbild der Hardcore-Blairisten, 
die ihn auch als Vorsitzenden torpediert hatten, weil ihnen 
sein ohnehin nur sehr maßvoll und inkonsequent umgesetzter 
politischer Kurswechsel als Sakrileg gegen den Blairismus er-
schienen war. Aber die Zeichen an der Wand sind unüberseh-
bar: Das alte Parteiestablishment mit seinen Verbindungen zur 
Murdoch-Presse wird auch unter Starmers Führung kein radi-
kal-sozialdemokratisches Programm akzeptieren, das die Ver-
staatlichung der öffentlichen Infrastruktur, eine ernsthafte Be-
steuerung der Superreichen, eine klimapolitische Kehrtwende 
und eine nachhaltige Stärkung von Gewerkschaften und Ar-
beitsrechten beinhaltet. Der Druck auf Starmer wird hoch 
sein, schrittweise „weniger radikale“ Forderungen zu erhe-
ben, um „wählbar“ zu sein und es wird keines besonderen 
Drucks brauchen, um Starmer zu solchen inhaltlichen Kon-
zessionen zu bewegen. 

Doch der Erfolg dieser Strategie ist zweifelhaft: Ob ein 
unaufgeregter und unaufregender Labour-Parteichef mit ei-
nem unaufregenden Programm und einem ebenso unaufre-
gendem Schattenkabinett tatsächlich in der Lage sein wird, 
Johnson aus dem Amt zu heben, scheint zweifelhaft. Die 
„langfristige Strategie“ der „alten Garde“ ist aber auch nicht 
zwangsläufig auf Starmers Einzug in die Downing Street ein-
gerichtet. Für sie ist der Hauptzweck seines Daseins die Wie-
derherstellung der alten Ordnung. Kommen sie mit ihm unter 
den gewohnten Spielregeln wieder an die Macht, ist es gut. 
Gelingt es nicht, bleibt er eine nützliche Übergangsfigur, die 
beizeiten durch jemanden ersetzt werden kann, der wirklich 
einer der ihren ist. 

SELBSTFINDUNG DER PARTEILINKEN

Die Parteilinke hat derweil alle Hände voll zu tun, die 
Wahlniederlage vom Dezember 2019 – die im Unterschied 
zur Parteirechten tatsächlich als Niederlage empfunden wird 
– zu verkraften und sich zu reorganisieren. In den ersten Mo-
naten wurden wenige Gelegenheiten ausgelassen, Klischees 
über die chronische Zerstrittenheit der Linken zu bedienen. 

Die Graswurzel-Bewegung Momentum beschäftigte sich mo-
natelang mit der Organisation interner Vorwahlen unter-
schiedlicher Fraktionen vor den anschließenden Urwahlen 
innerhalb Momentums, während Starmer das Schattenkabi-
nett und die Parteizentrale umbaute. Parallel dazu gruppier-
ten sich auch rivalisierende parteiinterne linke Parteigruppen 
neu. Nach wie vor fehlt es an einer einheitlichen politischen 
Stoßrichtung und einer die Linke einenden, anerkannten 
Führungspersönlichkeit. 

Gleichzeitig besteht kein Grund für die Parteilinke, die ei-
gene Marginalisierung bereits als unumstößliches Faktum hin-
zunehmen. Die Labour-Linke hat in den letzten Jahren die 
politische Debatte in Großbritannien grundlegend geändert. 
Was lange Jahre als radikales Gedankengut galt, wie die Ver-
staatlichung der Eisenbahnen, wird nunmehr in Ansätzen von 
einer konservativen Regierung umgesetzt. In vielen Teilen 
der britischen Labour Party hat sich die Linke auch struk-
turell verankert. Mehr denn je braucht es die Labour-Linke, 
um den Spuk des rechtspopulistischen Konservativismus der 
Marke Johnson zu beenden. Der Weg zurück in die blairisti-
sche Vergangenheit ist, wie auch sonst in Europa, ein Weg in 
die sichere Niederlage gegenüber der politischen Rechten. Es 
werden nicht die Führungspersönlichkeiten der Labour Par-
ty allein sein, die über ihren künftigen Weg entscheiden. Ent-
scheidend wird sein, ob Labour eine lebendige Massenbe-
wegung entwickelt oder versucht, eine von oben gesteuerte 
Maschinerie alten Typs zu werden. Denn anders als es Cor-
byn oft vorgeworfen wurde, ist es nicht die Linke, die ihr Heil 
in der Vergangenheit sucht. Es ist die blairistische Rechte, die 
darauf setzt, mit den Rezepten der 1990er-Jahre die rechtspo-
pulistische Gefahr der Gegenwart zu besiegen. 

LUDWIG DVOŘÁK 
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Auf der Grundlage umfassender Datenanalyse hat „Labour 
Together“ untersucht, was zur historischen Wahlniederlage 
2019 geführt hat.  Die ad hoc eingesetzte Arbeitsgruppe re-
präsentiert überwiegend den corbyn-feindlichen, aber nicht 
hardcore-blairistischen Teil der Partei. Umso bemerkens-
werter sind ihre Erkenntnisse:

EIN HISTORISCHER TREND

Die Niederlage im Dezember 2019 war für Labour v.a. we-
gen der Verluste von Wahlkreisen in traditionellen Hochbur-
gen besonders bitter. Eine wichtige Einsicht des Berichts ist, 
dass diese Verluste keineswegs plötzlich eingetreten waren: 
Sie werden ursprünglich als Folge der De-Industrialisierung 
Nordenglands, der Schwächung der Gewerkschaften selbst 
und ihrer Verbindungen zur Labour Party und der Enttäu-
schung vieler früherer AnhängerInnen über die mangeln-
de Unterscheidbarkeit zwischen Labour und Tories in den 
2000er-Jahen beschrieben. Dies führte zu einer De-Mobi-
lisierung früherer Labour-WählerInnen, die zu Nichtwähle-
rInnen wurden oder Rechtsparteien wie UKIP oder BNP un-
terstützten. Die wesentlichen Bruchlinien im Wahlverhalten 
verliefen bei dieser Wahl zwischen Alt und Jung, aber auch 
zwischen Kleinstädten und Metropolen. Bei ersteren büßte 
Labour massiv ein, während sie sich trotz der historischen 
Niederlage bei jungen WählerInnen, in den Metropolen 
und bei WählerInnen mit migrantischem Hintergrund auf 
hohem Niveau stabilisierte.  

BREXIT-MOBILISIERUNG

Auch wenn der Bericht der heiklen Frage, wie Labour mit 
dem Thema Brexit hätte umgehen sollen, auffällig ausweicht, 
zeigt er auf, wie entscheidend das Brexit-Thema war. Größer 
und wichtiger als die direkten Verluste von Labour-Wähle-
rInnen 2017 zu den Tories 2019 war nämlich gerade in den 
nordenglischen Wahlkreisen die erfolgreiche Brexit-Mobili-
sierung der Konservativen aus dem NichtwählerInnen-Spek-
trum. Der Wahlsieg 2019 sei als erfolgreiche Fortsetzung der 
Kampagne von 2017 zu sehen, die darauf abgezielt hatte, vom 
Establishment enttäuschte Brexit-UnterstützerInnen für den 
Brexit zu mobilisieren. Labour hatte dem Slogan „Get Brexit 
done“ keine ähnlich überzeugende Botschaft gegenüberzu-
stellen und wurde zwischen den Brexit-Polen aufgerieben. 

DER CORBYN-FAKTOR

Corbyns Umstrittenheit war gerade unter älteren WählerIn-
nen ein zentraler negativer Faktor. Corbyn selbst hatte in 
einem Nachwahl-Interview eingeräumt, er selbst hätte den 
Corbyn, von dem man täglich in den rechten Boulevardblät-
tern lesen konnte, nicht wählen wollen. Bemerkenswert ist 
jedoch der Hinweis des Berichts darauf, welchen Entwick-
lungen Corbyns Beliebtheitswerte unterworfen waren: Mit 
seinen Popularitätswerten von Ende 2017 wäre zu erwarten, 
gewesen dass Labour rund 38% und damit 6 Prozentpunk-
te mehr erreicht hätte. Der Kollaps seiner Beliebtheitswerte 
falle mit den Vorbereitungen der Abspaltung der blairisti-
schen „Change UK“-Gruppe zusammen. Was der Bericht 
nicht ausspricht: Neben allen selbstverschuldeten Fehlern ist 
Corbyns Demontage letztlich auch das Ergebnis der nicht 
abreißenden innerparteilichen Anfeindungen und Dämoni-
sierung, die ihn erfolgreich als entscheidungsschwach und 
unsympathisch darstellte. 

POPULÄRE FORDERUNGEN ALS LEERE 
VERSPRECHEN?

Mit Corbyns Absturz in den Umfragen ging der Eindruck 
einher, Labours durchaus populäre Politikvorschläge könn-
ten nicht umgesetzt werden. Anders als 2017 gelang es daher 
auch nicht, das politische Programm in den Vordergrund zu 
rücken. Verstärkt wurde das durch Schwächen der Kampa-
gne, die sich v.a. in mangelnder Koordination und Abstim-
mung widerspiegelte. 

UMSTRITTENE ABLEITUNGEN

Worüber der Bericht wenig Aufschluss bietet ist, wie auf die 
Niederlage zu reagieren sei. Während die Parteirechte ihn als 
Beweis dafür ins Treffen führt, dass Corbyn und ein zu ra-
dikales Programm an der Niederlage Schuld seien, verweist 
die Linke auf die historische Dimension und die Bedeutung 
des Brexit. Klar zu sein scheint aber jedenfalls eines: Genau-
so wenig wie die strukturellen Probleme in Labours Wähle-
rInnen-Koalition von Corbyn verursacht wurden, können 
sie durch einen anderen Vorsitzenden gelöst werden. Der 
Weg zu einer erfolgreichen breiten Basisbewegung, wie ihn 
der Bericht empfiehlt, bleibt umstritten. 

Ursachenforschung
Ein 150-seitiger Bericht der nicht-corbynistischen Initiative „Labour Together“ hat die Gründe der Wahlniederlage im 
Dezember 2019 untersucht und interessante Ergebnisse zu Tage befördert. 

1.	 https://www.labourtogether.uk/review
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Viele meinen, dass die Zeit von Parteizeitungen vorbei 
sei. Doch die AZ war mehr, sie war zugleich auch ein in-
tellektueller Pool der Arbeiterbewegung, der in alle anderen 
Bereiche ausstrahlte, und eine Plattform für den intellektuel-
len Austausch und den Ausgleich der oft unterschiedlichen 
Interessen und Vorstellungen. Und sie war ein Mittel der 
Bindung an die und der Identifikation mit der sozialdemo-
kratischen Familie. Das zeigt auch die Liste ihrer – oftmals 
bis heute prominenten und einflussreichen – ehemaligen Re-
dakteurinnen und Redakteure wie Robert Hochner, Peter 
Pelinka, Josef Roth, Barbara Coudenhove-Kalergi, Georg 
Hoffmann-Ostenhof, Robert Wiesner, Günter Traxler, um 
nur einige zu nennen. 

Die vorgegebenen Gründe für die Einstellung der AZ 
waren ausschließlich ökonomischer Natur. Diese sind je-
doch bei genauerer Betrachtung nicht wirklich maßgeblich 
bzw. leicht überwindbar, wenn man an die Zeit der Grün-
dung der AZ zurückdenkt und das Projekt selbst in den Vor-
dergrund rückt. Eine Bündelung vorhandener Ressourcen 
und viel freiwillige Mitarbeit sowie neue Publikationskon-
zepte können auch hier abseits von ökonomischen Interes-
sen zum Erfolg führen. Beispielsweise können verschiedene 
Autor*innenmodelle und ein Mix an hauptamtlichen und 
freiwilligen Mitarbeiter*innen, aktuelle Technologien wie 
Onlinepublikation und Vertrieb sowie Print-on-Demand, 
Teile des Konzepts sein. Außerdem kann eine neue AZ qua-
litativ hochwertige Inhalte für die verschiedensten Bereiche 
der sozialdemokratischen Bewegung, insbesondere für die so-
zialen Medien, produzieren und diesen ein Gesamtkonzept 
verleihen. Weiters könnte man bestehende Publikationen 
und Formate darin einbinden oder als Beilagen erscheinen 
lassen. Damit könnten auch die strukturellen Probleme in 
der Koordination der Medienarbeit behoben und endlich ein 
klarer Wiedererkennungswert der SPÖ und der sozialdemo-
kratischen Familie geschaffen werden. Außerdem kann eine 
neue AZ ein wesentliches Medium für die Mitgliederwerbung 
sein und schließlich wäre es ein gemeinsames Projekt, das der 
Sozialdemokratie wieder eine Richtung gibt. 

Die neue AZ muss darüber hinaus eine Plattform für den 
offenen Diskurs unter Einbindung vieler Interessierter sein. 
Sie muss aber auch Information in entsprechenden Forma-
ten bieten, die für den Durchschnittsleser leicht zugänglich 
sind. Eine neue AZ muss als modernes Medium etabliert wer-
den und mit der neuen Zeit ziehen. Doch es ist unerlässlich, 
eine AZ neu zu gründen, wenn man die Sozialdemokratie er-

neuern möchte. Sie muss daher ein zentrales Projekt und we-
sentliches Anliegen bei der Erneuerung der Sozialdemokra-
tie sein. Denn es gibt keine Erneuerung der Sozialdemokratie 
ohne die Neugründung einer AZ – oder wie es in der ers-
ten Ausgabe der AZ vom 12. Juli 1889 geschrieben stand: „Soll 
die Arbeiterbewegung in Wien fortschreiten, soll die vielversprechen-
de Entwicklung der letzten Jahre nicht abgerissen werden, so muss 
sie ein Blatt haben, welches sie würdig vertritt, welches Raum bie-
tet für die Diskussion prinzipieller Fragen, ebenso wie für ausführ-
liche Erörterung der sozialen und politischen Vorgänge. Dieses Blatt 
bieten wir euch in der ,Arbeiterzeitung‘ […].“ Diese Worte ste-
hen geradezu in Stein gemeißelt und gelten weiter fort für 
Wien, für Österreich und vielleicht auch für die europäische 
Sozialdemokratie. 

Daher sollte sich die SPÖ so rasch als möglich daran ma-
chen, ein solches Medium zu schaffen. In welcher Form und 
mit welchem Namen muss in einer intensiven Diskussion, un-
ter Einbindung von wirklich kompetenten Menschen, ge-
klärt werden. Anbieten würde sich zum Beispiel die Form 
der Genossenschaft, um auch ein qualitativ und journalistisch 
hochwertiges Medium zu schaffen, das nicht als „Propagan-
dablatt“ abgetan werden kann, sondern auch guten, unab-
hängigen Journalismus fördert. Der Name „Arbeiterzeitung“ 
oder „AZ“ wird es vielleicht auch nicht mehr werden. Aber 
eine andere Arbeiterzeitung in der Steiermark hatte einst ei-
nen durchaus zukunftstauglichen Namen, den man vielleicht 
in Erwägung ziehen könnte: „Neue Zeit“. Einen Anfang da-
für macht jedenfalls ein Antrag, den die SPÖ Bezirksorganisa-
tion in Döbling bereits beschlossen hat und der die Neugrün-
dung einer Arbeiterzeitung fordert. Vielleicht schafft es dieser 
ja auch in die Gremien des Bundes. Es wäre jedenfalls höchst 
an der Zeit. 

STEFAN ONZEK 
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ie Geschichte der Arbeiterbewegung in Österreich 
geht einher mit der Geschichte ihrer Publikati-
onen, insbesondere der „Arbeiterzeitung“ (AZ). 
Wenn man es auf die Spitze treiben will, kann 

man sogar parallelen zwischen dem Beginn des anhaltenden 
Abstiegs der Sozialdemokratie und der Entwicklung der AZ 
finden. Zumindest ist der Schluss zulässig, dass es hier einen 
gewissen Zusammenhang gibt. Die AZ wurde im Jahr 1989 
von der SPÖ verkauft und 1991 endgültig eingestellt. Seit den 
80er-Jahren des 20. Jahrhunderts hat sich zugleich die Zu-
stimmung zur Sozialdemokratie kontinuierlich verringert, was 
natürlich auch mit dem Aufstieg anderer Parteien und vielen 
weiteren Faktoren zu tun hatte. Tatsache ist aber, dass es in 
Österreich aktuell kaum noch breitenwirksame Medien gibt, 
die sozialdemokratische Inhalte transportieren, und noch we-
niger solche, die der SPÖ positiv gegenüberstehen. Die Men-
schen in Österreich beziehen ihre Informationen inzwischen 
vorwiegend aus Publikationen, die einerseits den Gewinn 
ihrer Eigentümer durch möglichst reißerischen Journalismus 
maximieren wollen, wie die bekannten Gratisblätter oder die 
großen Boulevardzeitungen. Oder solchen Blättern, die von 
mehrheitlich konservativen oder gar rechtsgerichteten Eigen-
tümern beherrscht werden, die auch deren Blattlinie maßgeb-
lich beeinflussen, wie die meisten sogenannten Qualitätszei-
tungen oder gar die freiheitlichen Medienprojekte. 

Der Aufstieg der Sozialdemokratie wäre ohne ihre Me-
dien nicht möglich gewesen. Schon der Gründer der Sozi-
aldemokratischen Arbeiterpartei, Viktor Adler, war zugleich 
auch Herausgeber sozialdemokratischer Publikationen, ins-
besondere war er der Gründer der Arbeiterzeitung. Er hat 
es also schon damals als bedeutsam angesehen, die politische 
Deutungshoheit und Breitenwirkung im Wege von moder-
nen Medien zu erlangen. Aber bereits vor der Etablierung ei-
ner sozialdemokratischen Partei wurde schon seit dem Jahr 
1848 der Boden für ihre Ziele und Ideen durch verschiede-
ne einschlägige Publikationen bereitet. Wie sich herausstellt, 
steht auch der Aufstieg anderer, der Sozialdemokratie nicht 
wohlgesinnter Parteien und Bewegungen in engem Zusam-
menhang mit den von ihnen beeinflussten Medien und Pub-
likationen. Das zeigt sehr deutlich, dass es einer der größten 
Fehler der SPÖ war, sich ihres medialen Herzens zu entledi-
gen. Was bleibt, sind zahlreiche – oftmals hilflose – Versuche, 
verschiedenartige, mehr oder weniger gelungene Publikatio-
nen mit Propagandacharakter unter die Menschen zu brin-
gen, Inhalte in kommerziellen Medien unterzubringen und 
die sozialen Medien zu bedienen. Was fehlt, ist ernstzuneh-
mender sozialdemokratischer Journalismus und eine Platt-
form für den geistigen Austausch mit einer entsprechenden 
Breitenwirkung. 

DIE NEUGRÜNDUNG EINER „ARBEITERZEITUNG“ IST UNABDINGBAR  VON STEFAN ONZEK

Die Neugründung  
einer „Arbeiterzeitung“ 
ist unabdingbar 
Die Erneuerung der Sozialdemokratie ist nicht möglich ohne die Neugründung einer „Arbeiterzeitung“. Die Geschichte der 
Sozialdemokratie ist eng verwoben mit der Geschichte ihrer Publikationen. Seit diese vernachlässigt wurden, war auch 
der Erfolg der Sozialdemokratie dahin. Es braucht daher keiner Neugründung der Partei, sondern einer Arbeiterzeitung in 
zeitgemäßer Form. 

D
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World Press Photo of the 
Year Nominee and Spot 
News, Singles, 1st Prize

Clash with the Police 
During an Anti-Govern-

ment Demonstration
©Farouk Batiche, 

Deutsche Presse-Agentur
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Was vom Tage übrig blieb
Barbara Blaha

Während des Wendens  
ist die Partei verletzlich 
Caspar Einem

Aus Fehlern lernen 
Ludwig Dvořak

Wege aus der Eurokrise
Wolfgang Edelmüller

Der Dritte Weg
Ernst Gehmacher
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Kunstkammer Wien
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Die EU-Konzessionsrichtlinie
 Alice Wagner

Für eine offensive Wohnpolitik 
Wolfgang Moitzi

Leistbares Wohnen – 
eine Frage sozialer Fairness 

Michael Ludwig

Eurokrise und kein Ende – 
Spanien im freien Fall

Günther Grunert

3/2013

BRIAN 
ADAMS – 
EXPOSED
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Economic Governance – 
auf dem Weg zu einer »Troika für alle«
Daniel Lehner

Europas Entwicklung 
Oskar Negt

Der Antisemit Karl Renner? 
Ludwig Dvořák

Wohin führt der neue Papst  
seine Kirche?
Adalbert Krims

4/2013

The Real 
eighTies
 Österreichisches Filmmuseum
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Das vermeintlich Unmögliche wagen
Sonja Ablinger

Europas Linke muss jetzt Nein sagen! 
Hilde Mattheis

Wir haben nichts zu fürchten 
als die Furcht selbst 
Robert Misik

Julius Tandler
Herwig Czech

5/2013

Alle MeSCHUGGe?
JüdischEs 
MusEuM WiEn 
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Stadtentwicklung für die Wienerinnen 
und Wiener im 21. Jahrhundert
Rudi Schicker

Stadt fair teilen 
Eva Kail

Mobilität mit Zukunft bringt mehr 
Lebensqualität in die Städte 
Christian Fölzer

Mali: Militarisierung der Sahelzone
Stefan Brocza

6/2013

WIEN 
AUSSEN
EIN FOTOPROJEKT 
VON DIDI SATTMANN 
Wien MuseuM 

ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT
NRW-FORUM DÜSSELDORF
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SPÖ-Mission: Selbstbewusst vorwärts!
 Claudia Schmied 

Stagnation der Völkischen? 
Andreas Peham

Ein Volk von Eigentümern? 
Artur Streimelweger

Vom Klubzwang
Ludwig Dvořák

7&8/2013
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ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT
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Niedriglohnbeschäftigung 
in Deutschland

 Claudia Weinkopf & Thomas Kalina

Die Troika und der Flächentarifvertrag 
Thorsten Schulten

Kinderkarenz und Wiedereinstieg 
Gerlinde Hauer

Wendezeit des Kapitalismus?
Armin Pullerk

9/2013
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Die SPÖ neu gründen! 
 Albrecht K. Konečný

Ein modernes Strafrecht 
Hannes Jarolim

Rot-Blau ante portas? 
Ludwig Dvořák 

Die EU gemeinsam verteidigen
Caspar Einem

10/2013

KOKOSCHKA 
LeopoLd MuseuM
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Welcher Fortschritt? 
 Barbara Blaha

Vom Elend der 
Politikverdrossenheit
Karl Czasny

Tunesien: Frauenrechte 
müssen verteidigt werden
Muna Duzdar 

Mehr als eine »Neid-Debatte«
Wolfgang Moitzi

11/2013

DIE 70ER JAHRE. 
MUSA
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Die extreme Rechte 
vor der EU-Wahl 
Andreas Peham

Marokko nach 
dem arabischen Frühling
Muna Duzdar

Machtwechsel 
in Norwegen
Jens Gmeiner

Zwischen NSA und 
medialem Widerstand
Anton Tantner

12/2013

Edith tudor-hart
WiEn musEum
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Kritische 
Bestandsaufnahme 
Wolfgang Katzian

Sozialdemokratische Handschrift?
Sonja Ablinger

Das sozialdemokratische Jahrhundert     
hat noch gar nicht begonnen
Hannes Swoboda 

Ägypten: Inmitten der Konterrevolution
Tyma Kraitt

1/2014

DEBORAH SENGL

DIE LETZTEN TAGE  
DER MENSCHHEIT

ESSL MUSEUM

Der Wettbewerbspakt -  
eine Bestandsaufnahme 
Alexandra Strickner

Der Februar 1934 im Spiegel 
der Akten der Bundespolizeidirektion
Florian Wenninger

»Wirklich tüchtige und 
würdige Genossinnen«
Gabriella Hauch 

Mexiko: Dank Freihandel 
ein gescheiterter Staat 
Boris Ginner und Alexander Strobl

2/2014

Unsere 
stadt!
jüdisches MUseUM wien
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Soziale Demokratie  
als ständige Aufgabe   
Emmerich Tálos

Ukraine – zwischen  
Ost und West?   
Christina Plank

Gründe, die völkerrechtliche  
Kirche im politischen Dorf zu lassen   
Stefan Brocza

Irrwege einer historischen 
»Schuldsuche« zum 12. Februar 1934   
Gerhard Botz

4/2014
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BÖSE    DINGE
     HofmobiliEndEpot

Besteuerung  
der Ungleichheit   
Martin Schürz 

Europa am 
Scheideweg   
Eugen Freund

TTIP – eine Gefahr für  
Demokratie und Sozialstaat    
Neva Löw

Budget 2014/2015: Kleineres Übel 
oder Haushalt der vergebenen Chancen?   
Markus Marterbauer

5/2014
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EYES 
WIDE 
OPEN
BANK AUSTRIA 
KUNSTFORUM WIEN

Die Identitären. Jugendbewegung 
der Neuen Rechten  
Offensive gegen Rechts

Schumpeter’sche Innovationen, Struktur­
wandel und ungleiche Einkommensverteilung  
Adolf Stepan

Abwanderungsdrohungen als  
Mittel im Klassenkampf
Bettina Csoka, Franz Gall und Michaela Schmidt

Mehr Einbürgerungen für eine starke 
Demokratie
Lena Karasz

6/2014
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VORBILDER
150 JAHRE MAK

Das Ende 
einer Ära  
Thomas Nowotny

Antimuslimischer Rassismus 
als soziales Verhältnis  
Fanny Müller-Uri

Über Sozialdemokratie, 
Europa und Utopien  
Michael Amon

Handel ist der Lebenssaft  
einer freien Gesellschaft  
Stefan Brocza

7– 8/2014
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Die geteilte Hegemonie in 
der EU-Wirtschaftspolitik 
Wolfgang Edelmüller

Otto Neurath – 
ein skeptischer Utopist 
Armin Puller

Jenseits von 
»mitgemeint«  
Stefanie Vasold

Die Rolle der Geldpolitik 
in der Krise 
Irene Mozart

9/2014
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WIEN.blicke
MUSA

Pikettys »Kapital 
im 21. Jahrhundert« 
Philipp Metzger

Die Verselbständigung neoliberaler 
Wirtschaftspolitik in der EU
M. Marterbauer und L. Oberndorfer

Sozialdemokratische Orientier­
ungs­ und Existenzfragen
Ludwig Dvořák et al.

Rekommunalisierung 
wird zum Trend  
B. Hauenschild und S. Halmer

10/2014
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WIEN IM ERSTEN 
WELTKRIEG
WIENMUSEUM

Wir müssen uns dem Urteil 
der Geschichte stellen
Heinz Fischer

Eine 
Zivilisationshaut
Christine Nöstlinger

Direkt die Demokratie erneuern 
– oder eher damit abschaffen?
Daniel Lehner

Ein Grenzgänger des 
20. Jahrhunderts: Leo Kofler
Christoph Jünke

5/2015
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12. WESTLICHT FOTO-AUKTION

Frauenrechte verteidigen – 
365 Tage im Jahr 
Julia Herr 

Bewegung in die 
Arbeitszeitgestaltung
David Mum

Die außenpolitischen Beziehungen 
Kubas im Wandel
Gernot Stimmer

Flüchtlingsfragen
 Caspar Einem

1/2016

4,
50

 E
ur

o 
P.

b.
b.

 A
bs

.: 
G

es
el

ls
ch

af
t z

ur
 H

er
au

sg
ab

e 
de

r 
Ze

its
ch

rif
t Z

U
K

U
N

FT
, K

ai
se

re
be

rs
do

rf
er

st
ra

ss
e 

30
5/

3,
 1

11
0 

W
ie

n,
 1

4Z
04

02
22

 M
, N

r. 
1/

20
16

DAS PARADIES 
DER UNTERGANG
HARTMUT SKERBISCH - MEDIENARBEITEN

UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM GRAZ

Für Identität, 
gegen Beliebigkeit
Caspar Einem

Wien Freiheitlich – ein 
Szenario der Veränderung
Rudi Schicker

Keine Zeit verlieren, um 
die Sozialdemokratie zu retten
Julia Herr

Neutralität 
systematisch verletzt
Thomas Riegler

6/2015
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PIPILOTTI 
RISTKUNSTHALLE KREMS

Waldheim – 
wie es wirklich war
Interview mit Georg Tidl

Tunesien – Demokratie 
braucht sozialen Fortschritt
Muna Duzdar

100 Jahre 
Josef Hindels
Erwin Lanc

Mauern an den Grenzen führen 
zu Mauern in den Köpfen
Nurten Yılmaz

2/2016
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AUGEN AUF! 
100 JAHRE LEICA FOTOGRAFIE
WestLicht / Ostlicht

Höchste Zeit für 
Schritte nach vorn
Caspar Einem

Das Trennbankensystem 
der USA – eine Alternative?
Josef Falkinger

Busbahnhof, Flughafen 
und Fußball-WM
Bernhard Leubolt

Ist Deutschland das 
bessere Österreich?
Markus Marterbauer

7&8/2015
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HyperAmerika
Kunsthaus Graz

Bildung 
fortschrittlich denken
Gabriele Heinisch-Hosek

Geldregen aus 
dem Helikopter
Elisabeth Blaha

Das Europa 
der Zukunft
Wolfgang Edelmüller

Mindestsicherung – 
nur für InländerInnen?
Marko Miloradović

3/2016
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Tanzt 
den Corbyn!
Ludwig Dvořák

Europe 
no more?
Wolfgang Edelmüller

Britische Gewerkschaften: 
Von Pro-EU zu Pro-Lexit?
Sandra Breiteneder

Recht – 
Familie – Ehe
Helga Hieden-Sommer

9/2015
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GALERIE WESTLICHT

Mit den Tabus der 
Linken brechen
Slavoj Žižek

»Dem Terror nicht beugen« – 
das Nittel-Attentat
Thomas Riegler

Aushöhlung von Rechten 
für Flüchtlinge
Leila Hadj-Abdou

Neoliberaler Feldzug auf Gewerk-
schaftsrechte im Schatten der Krise 
W. Greif & S. Breiteneder

4/2016
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 Alles neu!
 100 Jahre  

 Frankfurter 
 Schule

 Museum für 
 angewandte 

 Kunst

Die Quote 
der Glaubwürdigkeit 
Sonja Ablinger 

Debatten um Straßennamen sind auch 
ein demokratiepolitischer Lackmustest 
Interview mit Oliver Rathkolb

Steueroasen: 
Wo Vermögen parken 
Stefan Brocza und Andreas Brocza

Zukunft 
Rauchverbot  
Sabine Oberhauser

11/2014
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JEFF WALL 
KUNSTHAUS BREGENZ

Ein Blick in  
den Spiegel 
Stephan Schimanowa 

Vom System 
zur Alternative 
Max Lercher

Zu Arbeitsbegriff und 
Einkommensunterschieden 
Max Lercher

Das Erste Österreichische 
Universalmietrechtsgesetz 
Ruth Becher

12/2014
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SchauLuSt 
Die eRotiSche 
FotoGRaFie VoN 
aLFoNS WaLDe
Fotomuseum   Westlicht

Neustart für 
Europa? 
Ulrich Brand 

Was will 
SYRIZA?
Euclid Tsakalotos

Zum Kern 
des Problems 
Ludwig Dvořák

Die Entzauberung religiös-politischer 
Parteien in der arabischen Welt
Muna Duzdar

1/2015
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PEGIDA, AfD und die 
politische Kultur in Sachsen 
Michael Lühmann 

Österreichs 
kalte Krieger
Thomas Riegler

Wie die europäische Sozial demokratie 
Griechenland und dabei sich selber helfen kann
Markus Marterbauer

Keine Angst vor 
der eigenen Courage
Muna Duzdar

2/2015
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ROMANE THANA.
ORTE DER ROMA UND SINTI

WIEN MUSEUM

Wird das Bildungsversprechen 
eingelöst? 
Vanessa Kinz, Nikolaus Ecker 
und Senad Lacevic

Oberösterreich 
ist anders
Josef Weidenholzer

Anmerkungen nach 
der Wien-Wahl
Caspar Einem

»Meinen Körper in 
den Kampf werfen«
Thomas Riegler

10/2015
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STEIERMARK IM BLICK 
UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM

Steuerreform: Weichen in Richtung 
künftige Kürzungspolitik
Elisabeth Klatzer

Von Wählerparteien zu Kümmerer- 
und Bewegungsparteien?
Jens Gmeiner und Matthias Micus

Wie Griechenland aus der Staatsschulden-
falle befreit werden kann
Wolfgang Edelmüller

3/2015
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DIE ACHZIGER JAHRE
MUSA

Solidarität statt 
Ausgrenzung 
Laura Schoch

EU in 
Auflösung?
Albrecht von Lucke

Argentinische Vergangen-
heitspolitik am Scheideweg
Georg Krizmanics

Zum Erfolg der Programm- 
länder des Euroraums
Elisabeth Blaha

11/2015
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LIEBE IN ZEITEN 
DER REVOLUTION
BANK AUSTRIA KUNSTFORUM WIEN

Was will Varoufakis 
eigentlich?
Philipp Metzger

Wahlen in 
Großbritannien
Armin Puller

Die Vereinbarkeit von 
Islam und Moderne
Muna Duzdar

Budgetziel erreicht, auf die Bekämpfung 
der Rekord arbeitslosigkeit vergessen
Markus Marterbauer

4/2015
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MYTHOS GALIZIEN
WIEN MUSEUM

Hoffnung ist der Treibstoff 
des Fortschritts 
Barbara Blaha

Hillary – 
what else?
Grössing & Brocza

Politische Kommunikation 
im Wiener Jugendwahlkampf
Bernhard Heinzlmaier

Unternehmerstimmung: Nur dunkel-
trüb oder schon blau-schwarz?
Markus Marterbauer

12/2015
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Margot Pilz
Meilensteine 
MUSA

ZUKUNFT ABONNEMENT
Kupon ausschneiden 
& einsenden an:
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Kaiser-Ebersdorferstraße 305/3
1110 Wien

Ich bestelle  ein ZUKUNFT-Schnupperabo (3 Hefte) um 12,– Euro
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Was vom Tage übrig blieb
Barbara Blaha

Während des Wendens  
ist die Partei verletzlich 
Caspar Einem

Aus Fehlern lernen 
Ludwig Dvořak

Wege aus der Eurokrise
Wolfgang Edelmüller

Der Dritte Weg
Ernst Gehmacher

2/2013

Kunstkammer Wien
KunsThisTorischEs musEum WiEn

4,
50

 E
ur

o 
P.

b.
b.

 G
Z 

02
Z0

33
33

8 
M

, V
er

la
gs

po
st

am
t 1

01
0 

W
ie

n,
 N

r. 3
/2

01
3

Die EU-Konzessionsrichtlinie
 Alice Wagner

Für eine offensive Wohnpolitik 
Wolfgang Moitzi

Leistbares Wohnen – 
eine Frage sozialer Fairness 

Michael Ludwig

Eurokrise und kein Ende – 
Spanien im freien Fall

Günther Grunert

3/2013

BRIAN 
ADAMS – 
EXPOSED
NRW-FoRuM DüsseLDoRF
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Economic Governance – 
auf dem Weg zu einer »Troika für alle«
Daniel Lehner

Europas Entwicklung 
Oskar Negt

Der Antisemit Karl Renner? 
Ludwig Dvořák

Wohin führt der neue Papst  
seine Kirche?
Adalbert Krims

4/2013

The Real 
eighTies
 Österreichisches Filmmuseum
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Das vermeintlich Unmögliche wagen
Sonja Ablinger

Europas Linke muss jetzt Nein sagen! 
Hilde Mattheis

Wir haben nichts zu fürchten 
als die Furcht selbst 
Robert Misik

Julius Tandler
Herwig Czech

5/2013

Alle MeSCHUGGe?
JüdischEs 
MusEuM WiEn 
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Stadtentwicklung für die Wienerinnen 
und Wiener im 21. Jahrhundert
Rudi Schicker

Stadt fair teilen 
Eva Kail

Mobilität mit Zukunft bringt mehr 
Lebensqualität in die Städte 
Christian Fölzer

Mali: Militarisierung der Sahelzone
Stefan Brocza

6/2013

WIEN 
AUSSEN
EIN FOTOPROJEKT 
VON DIDI SATTMANN 
Wien MuseuM 

ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT
NRW-FORUM DÜSSELDORF
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SPÖ-Mission: Selbstbewusst vorwärts!
 Claudia Schmied 

Stagnation der Völkischen? 
Andreas Peham

Ein Volk von Eigentümern? 
Artur Streimelweger

Vom Klubzwang
Ludwig Dvořák

7&8/2013
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ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT
NRW-FORUM DÜSSELDORF
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Niedriglohnbeschäftigung 
in Deutschland

 Claudia Weinkopf & Thomas Kalina

Die Troika und der Flächentarifvertrag 
Thorsten Schulten

Kinderkarenz und Wiedereinstieg 
Gerlinde Hauer

Wendezeit des Kapitalismus?
Armin Pullerk

9/2013

 WORLD PRESS 
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Die SPÖ neu gründen! 
 Albrecht K. Konečný

Ein modernes Strafrecht 
Hannes Jarolim

Rot-Blau ante portas? 
Ludwig Dvořák 

Die EU gemeinsam verteidigen
Caspar Einem

10/2013

KOKOSCHKA 
LeopoLd MuseuM
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Welcher Fortschritt? 
 Barbara Blaha

Vom Elend der 
Politikverdrossenheit
Karl Czasny

Tunesien: Frauenrechte 
müssen verteidigt werden
Muna Duzdar 

Mehr als eine »Neid-Debatte«
Wolfgang Moitzi

11/2013

DIE 70ER JAHRE. 
MUSA
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Die extreme Rechte 
vor der EU-Wahl 
Andreas Peham

Marokko nach 
dem arabischen Frühling
Muna Duzdar

Machtwechsel 
in Norwegen
Jens Gmeiner

Zwischen NSA und 
medialem Widerstand
Anton Tantner

12/2013

Edith tudor-hart
WiEn musEum
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Kritische 
Bestandsaufnahme 
Wolfgang Katzian

Sozialdemokratische Handschrift?
Sonja Ablinger

Das sozialdemokratische Jahrhundert     
hat noch gar nicht begonnen
Hannes Swoboda 

Ägypten: Inmitten der Konterrevolution
Tyma Kraitt

1/2014

DEBORAH SENGL

DIE LETZTEN TAGE  
DER MENSCHHEIT

ESSL MUSEUM

Der Wettbewerbspakt -  
eine Bestandsaufnahme 
Alexandra Strickner

Der Februar 1934 im Spiegel 
der Akten der Bundespolizeidirektion
Florian Wenninger

»Wirklich tüchtige und 
würdige Genossinnen«
Gabriella Hauch 

Mexiko: Dank Freihandel 
ein gescheiterter Staat 
Boris Ginner und Alexander Strobl

2/2014

Unsere 
stadt!
jüdisches MUseUM wien
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Soziale Demokratie  
als ständige Aufgabe   
Emmerich Tálos

Ukraine – zwischen  
Ost und West?   
Christina Plank

Gründe, die völkerrechtliche  
Kirche im politischen Dorf zu lassen   
Stefan Brocza

Irrwege einer historischen 
»Schuldsuche« zum 12. Februar 1934   
Gerhard Botz

4/2014
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BÖSE    DINGE
     HofmobiliEndEpot

Besteuerung  
der Ungleichheit   
Martin Schürz 

Europa am 
Scheideweg   
Eugen Freund

TTIP – eine Gefahr für  
Demokratie und Sozialstaat    
Neva Löw

Budget 2014/2015: Kleineres Übel 
oder Haushalt der vergebenen Chancen?   
Markus Marterbauer

5/2014
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EYES 
WIDE 
OPEN
BANK AUSTRIA 
KUNSTFORUM WIEN

Die Identitären. Jugendbewegung 
der Neuen Rechten  
Offensive gegen Rechts

Schumpeter’sche Innovationen, Struktur­
wandel und ungleiche Einkommensverteilung  
Adolf Stepan

Abwanderungsdrohungen als  
Mittel im Klassenkampf
Bettina Csoka, Franz Gall und Michaela Schmidt

Mehr Einbürgerungen für eine starke 
Demokratie
Lena Karasz

6/2014
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VORBILDER
150 JAHRE MAK

Das Ende 
einer Ära  
Thomas Nowotny

Antimuslimischer Rassismus 
als soziales Verhältnis  
Fanny Müller-Uri

Über Sozialdemokratie, 
Europa und Utopien  
Michael Amon

Handel ist der Lebenssaft  
einer freien Gesellschaft  
Stefan Brocza

7– 8/2014
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Die geteilte Hegemonie in 
der EU-Wirtschaftspolitik 
Wolfgang Edelmüller

Otto Neurath – 
ein skeptischer Utopist 
Armin Puller

Jenseits von 
»mitgemeint«  
Stefanie Vasold

Die Rolle der Geldpolitik 
in der Krise 
Irene Mozart

9/2014
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WIEN.blicke
MUSA

Pikettys »Kapital 
im 21. Jahrhundert« 
Philipp Metzger

Die Verselbständigung neoliberaler 
Wirtschaftspolitik in der EU
M. Marterbauer und L. Oberndorfer

Sozialdemokratische Orientier­
ungs­ und Existenzfragen
Ludwig Dvořák et al.

Rekommunalisierung 
wird zum Trend  
B. Hauenschild und S. Halmer

10/2014
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WIEN IM ERSTEN 
WELTKRIEG
WIENMUSEUM

Wir müssen uns dem Urteil 
der Geschichte stellen
Heinz Fischer

Eine 
Zivilisationshaut
Christine Nöstlinger

Direkt die Demokratie erneuern 
– oder eher damit abschaffen?
Daniel Lehner

Ein Grenzgänger des 
20. Jahrhunderts: Leo Kofler
Christoph Jünke

5/2015
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12. WESTLICHT FOTO-AUKTION

Frauenrechte verteidigen – 
365 Tage im Jahr 
Julia Herr 

Bewegung in die 
Arbeitszeitgestaltung
David Mum

Die außenpolitischen Beziehungen 
Kubas im Wandel
Gernot Stimmer

Flüchtlingsfragen
 Caspar Einem

1/2016
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DAS PARADIES 
DER UNTERGANG
HARTMUT SKERBISCH - MEDIENARBEITEN

UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM GRAZ

Für Identität, 
gegen Beliebigkeit
Caspar Einem

Wien Freiheitlich – ein 
Szenario der Veränderung
Rudi Schicker

Keine Zeit verlieren, um 
die Sozialdemokratie zu retten
Julia Herr

Neutralität 
systematisch verletzt
Thomas Riegler

6/2015
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PIPILOTTI 
RISTKUNSTHALLE KREMS

Waldheim – 
wie es wirklich war
Interview mit Georg Tidl

Tunesien – Demokratie 
braucht sozialen Fortschritt
Muna Duzdar

100 Jahre 
Josef Hindels
Erwin Lanc

Mauern an den Grenzen führen 
zu Mauern in den Köpfen
Nurten Yılmaz

2/2016
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AUGEN AUF! 
100 JAHRE LEICA FOTOGRAFIE
WestLicht / Ostlicht

Höchste Zeit für 
Schritte nach vorn
Caspar Einem

Das Trennbankensystem 
der USA – eine Alternative?
Josef Falkinger

Busbahnhof, Flughafen 
und Fußball-WM
Bernhard Leubolt

Ist Deutschland das 
bessere Österreich?
Markus Marterbauer

7&8/2015
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HyperAmerika
Kunsthaus Graz

Bildung 
fortschrittlich denken
Gabriele Heinisch-Hosek

Geldregen aus 
dem Helikopter
Elisabeth Blaha

Das Europa 
der Zukunft
Wolfgang Edelmüller

Mindestsicherung – 
nur für InländerInnen?
Marko Miloradović

3/2016
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Tanzt 
den Corbyn!
Ludwig Dvořák

Europe 
no more?
Wolfgang Edelmüller

Britische Gewerkschaften: 
Von Pro-EU zu Pro-Lexit?
Sandra Breiteneder

Recht – 
Familie – Ehe
Helga Hieden-Sommer

9/2015
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WORLD PRESS 
PHOTO 15 
GALERIE WESTLICHT

Mit den Tabus der 
Linken brechen
Slavoj Žižek

»Dem Terror nicht beugen« – 
das Nittel-Attentat
Thomas Riegler

Aushöhlung von Rechten 
für Flüchtlinge
Leila Hadj-Abdou

Neoliberaler Feldzug auf Gewerk-
schaftsrechte im Schatten der Krise 
W. Greif & S. Breiteneder

4/2016
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 Alles neu!
 100 Jahre  

 Frankfurter 
 Schule

 Museum für 
 angewandte 

 Kunst

Die Quote 
der Glaubwürdigkeit 
Sonja Ablinger 

Debatten um Straßennamen sind auch 
ein demokratiepolitischer Lackmustest 
Interview mit Oliver Rathkolb

Steueroasen: 
Wo Vermögen parken 
Stefan Brocza und Andreas Brocza

Zukunft 
Rauchverbot  
Sabine Oberhauser

11/2014

4,
50

 E
ur

o 
P.

b.
b.

 G
Z 

02
Z0

33
33

8 
M

, V
er

la
gs

po
st

am
t 1

01
0 

W
ie

n,
 N

r. 
11

/2
01

4

JEFF WALL 
KUNSTHAUS BREGENZ

Ein Blick in  
den Spiegel 
Stephan Schimanowa 

Vom System 
zur Alternative 
Max Lercher

Zu Arbeitsbegriff und 
Einkommensunterschieden 
Max Lercher

Das Erste Österreichische 
Universalmietrechtsgesetz 
Ruth Becher

12/2014
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SchauLuSt 
Die eRotiSche 
FotoGRaFie VoN 
aLFoNS WaLDe
Fotomuseum   Westlicht

Neustart für 
Europa? 
Ulrich Brand 

Was will 
SYRIZA?
Euclid Tsakalotos

Zum Kern 
des Problems 
Ludwig Dvořák

Die Entzauberung religiös-politischer 
Parteien in der arabischen Welt
Muna Duzdar

1/2015
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PEGIDA, AfD und die 
politische Kultur in Sachsen 
Michael Lühmann 

Österreichs 
kalte Krieger
Thomas Riegler

Wie die europäische Sozial demokratie 
Griechenland und dabei sich selber helfen kann
Markus Marterbauer

Keine Angst vor 
der eigenen Courage
Muna Duzdar

2/2015
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ROMANE THANA.
ORTE DER ROMA UND SINTI

WIEN MUSEUM

Wird das Bildungsversprechen 
eingelöst? 
Vanessa Kinz, Nikolaus Ecker 
und Senad Lacevic

Oberösterreich 
ist anders
Josef Weidenholzer

Anmerkungen nach 
der Wien-Wahl
Caspar Einem

»Meinen Körper in 
den Kampf werfen«
Thomas Riegler

10/2015
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STEIERMARK IM BLICK 
UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM

Steuerreform: Weichen in Richtung 
künftige Kürzungspolitik
Elisabeth Klatzer

Von Wählerparteien zu Kümmerer- 
und Bewegungsparteien?
Jens Gmeiner und Matthias Micus

Wie Griechenland aus der Staatsschulden-
falle befreit werden kann
Wolfgang Edelmüller

3/2015
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DIE ACHZIGER JAHRE
MUSA

Solidarität statt 
Ausgrenzung 
Laura Schoch

EU in 
Auflösung?
Albrecht von Lucke

Argentinische Vergangen-
heitspolitik am Scheideweg
Georg Krizmanics

Zum Erfolg der Programm- 
länder des Euroraums
Elisabeth Blaha

11/2015
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LIEBE IN ZEITEN 
DER REVOLUTION
BANK AUSTRIA KUNSTFORUM WIEN

Was will Varoufakis 
eigentlich?
Philipp Metzger

Wahlen in 
Großbritannien
Armin Puller

Die Vereinbarkeit von 
Islam und Moderne
Muna Duzdar

Budgetziel erreicht, auf die Bekämpfung 
der Rekord arbeitslosigkeit vergessen
Markus Marterbauer

4/2015
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MYTHOS GALIZIEN
WIEN MUSEUM

Hoffnung ist der Treibstoff 
des Fortschritts 
Barbara Blaha

Hillary – 
what else?
Grössing & Brocza

Politische Kommunikation 
im Wiener Jugendwahlkampf
Bernhard Heinzlmaier

Unternehmerstimmung: Nur dunkel-
trüb oder schon blau-schwarz?
Markus Marterbauer

12/2015
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Margot Pilz
Meilensteine 
MUSA


